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Einleitung 

Im Rahmen meines Studiums habe ich mein Vollzeitpraktikum bei der 

Lüneburger Assistenz absolviert und bin hier das erste Mal in den Kontakt 

mit dem Persönlichen Budget getreten. Ein ehrenamtlicher Mitarbeiter des 

Vereines, selbst Nutzer eines Persönlichen Budgets, berät hier schon seit 

einiger Zeit Menschen mit Behinderungen in ihren Möglichkeiten der neuen 

Leistungsform. Häufig kommen Menschen mit Behinderung oder deren 

Angehörige in die Lüneburger Assistenz, weil sie sich zu diesem Thema 

nicht ausreichend beraten fühlen.  

Die Arbeit mit Menschen mit Behinderung ist meiner Meinung nach in 

Lüneburg noch nicht so weit vorangeschritten wie in Hamburg. Durch mein 

Studium und dem integrierten Praktikum hatte ich eine gute Vergleichs-

möglichkeit zwischen den beiden Städten. So muss man sich schon auf die 

genaue Suche nach Angeboten zu mehr Teilhabe und Selbstbestimmung 

für Menschen mit Behinderung in Lüneburg aufmachen. Größere 

Einrichtungen für Arbeit, Wohnen und Freizeit gehören hier noch zu dem 

dominierenden Hilfesystem und integrative Schulprojekte befinden sich in 

den Anfängen.  

In Zusammenarbeit mit der Interessengemeinschaft zwischen Lea e.V., 

BAG UB e.V. und dem Lüneburger Assistenz e.V. habe ich den Aufbau 

einer Informations- und Beratungsstelle zum Persönlichen Budget in den 

Landkreisen Lüneburg und Harburg  empirisch begleitet. Ziel der Befragung 

war es einen IST-Zustand der momentanen Lage des Persönlichen Budgets 

bei den Dienstleistungserbringern zu eruieren und einen Einblick in die 

Notwendigkeit einer Informations- und Beratungsstelle zu erschließen. Auch 

war es von großer Bedeutung die einzelnen Einrichtungen und Dienste von 

Anfang an in den Aufbau mit einzubeziehen um ihnen die Möglichkeit zu 

geben sich zu beteiligen.  

Ziel meiner Bachelorarbeit soll sein, die Frage nach der Inklusion durch das 

Persönliche Budget zu beantworten. Dafür teilt sie sich in drei Abschnitte:  
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I. Grundlagen und Theorie: In diesem Abschnitt beschreibe ich 

den Wandel in der Behindertenhilfe und gehe näher auf den 

Empowermentansatz ein. Die Leitideen des Empowerment und 

der Inklusion werden häufig als Auslöser des Paradigmen-

wechsels benannt und sind daher wichtiger Grundstein meiner 

Thesis. 

II. Eine Einführung und bisherige Erfahrungen mit dem 

Persönlichen Budget im nationalen Bereich: Dieser Teil be-

fasst sich, wie die Überschrift schon heißt, mit den bisherigen 

Erfahrungen zum Persönlichen Budget im nationalen Bereich. Die 

Erfahrungen in anderen Regionen sind bedeutend für meine 

konzeptionellen Überlegungen. Es gilt die bisherigen Erfahrungen 

zu erweitern um flächendeckende Angebote zu schaffen. 

III. Konzeptionelle Überlegungen zu einer Informations- und 

Beratungsstelle, die auf den Ergebnissen einer Befragung 

zum Persönlichen Budget in den Landkreisen Lüneburg und 

Harburg aufbauen: Durch mein Praktikum habe ich die ein-

malige Chance bekommen ein reales Projekt empirisch zu be-

gleiten. Ausgewählte Ergebnisse und erste konzeptionelle Über-

legungen finden hier ihren Platz.  

In einem Resümee gehe ich zum Schluss konkret auf die Frage „Fördert 

das Persönliche Budget die Inklusion behinderter Menschen?“ ein.  

Damit sich meine Bachelor-Thesis leichter lesen lässt, werde ich die 

männliche Form verwenden, meine damit aber immer beide Geschlechter.  

 

 

 

 

 

 

 



 

 
 

Teil I. Perspektivenwandel und theoretische   

          Grundlage  

 

1.     Definitionsansätze von Behinderung 

 

Der Begriff Behinderung lässt sich nur schwer greifen, da es noch keine 

allgemein anerkannte Begriffsdefinition gibt. Auf nationaler und 

internationaler Ebene gibt es eine Vielzahl an unterschiedlichen Begriffs-

bestimmungen.   

Der Begriff Behinderung wurde in Deutschland bis vor wenigen Jahren als 

defizitorientierte und individualisierte Sichtweise gesehen, die sowohl das 

Verständnis, als auch die Institutionalisierung prägte. So galten Menschen 

mit Behinderung (und ihre Angehörigen) 

„(…) ausschließlich im Lichte von Schwächen, Mängeln, Versagen, 

Hilflosigkeit, Inkompetenz oder gar pathologischer Auffälligkeiten 

wahrzunehmen und zu behandeln“ (Theunissen 2009,  38). 

Durch die Entwicklung in den internationalen Rehabilitationswissenschaften 

hat sich der Blick auf Behinderungen verändert: 

„(…) weg von individuumsbezogenen und  defizitorientierten Ansätzen 

hin zu einem kompetenzorientierten und ökologischen Verständnis, 

welches die Relativität und Relationalität von Behinderung anerkennt“ 

(Wansing 2006, 79).  

Im Allgemeinen steht der Behindertenbegriff für eine Schädigung von 

körperlichen, seelischen und geistigen Funktionen, die die unmittelbare 

Lebensverrichtung oder die Teilnahme am Leben in der Gesellschaft be-

einträchtigt (vgl. Bleidick 2001,  59). Dieser Definitionsansatz zeigt, dass 

nicht die Beeinträchtigung der Funktion an sich das Problem ist, sondern die 

Folge daraus für die Person.  

Durch die Verabschiedung der „Internationalen Klassifikation der Funktions-

fähigkeit, Behinderung und Gesundheit“ (International Classification of 

Functioning, Disability and Health, ICF) durch die Weltgesundheits-

organisation im Jahre 2001, fand ein grundlegender Verständniswandel statt. 

6 
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Diesen Wandel möchte ich im folgenden Abschnitt beschreiben.  

 

 

1.1 Begriffsbestimmung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

 

Nach der Weltgesundheitsorganisation ist Behinderung ein Oberbegriff für 

Schädigung und Beeinträchtigung auf den Ebenen Körperstruktur und 

Körperfunktionen, der Ebene der Aktivitäten und der Ebene der Teilhabe, die 

in einer Wechselbeziehung zueinander stehen. Körperstruktur meint  die 

anatomischen Körperteile, Organe und Gliedmaßen. Die Körperfunktion 

beinhaltet zum Beispiel die Wahrnehmung, Sprache und den Stoffwechsel. 

Die Ebene der Aktivitäten wird als Durchführung einer Aufgabe oder 

Handlung wie Lernen und Kommunikation verstanden. Unter Teilhabe 

werden die verschiedenen Lebensbereiche, wie soziale Beziehungen, 

Mobilität, Arbeit und Beschäftigung, Bildung und Rechte mit einbezogen. (vgl. 

Wacker et.al. 2009, 10f) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 1    Das bio-psycho-soziale Modell von Behinderung der ICF 

 (Abbildung entnommen aus Wacker et. al. 2009, 10) 

 

Die Ebenen beeinflussen sich gegenseitig und stehen in einer Abhängigkeit 

zu den „Kontextfaktoren“ Umweltfaktoren und persönlichen Faktoren, die den 

gesamten Lebenshintergrund eines Menschen beschreiben. Umweltfaktoren 

sind beispielsweise die wirtschaftliche Situation, Bildungsmöglichkeiten, 

soziale Beziehung und Unterstützung. Persönliche Faktoren sind zum 
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Beispiel das Alter, das Geschlecht, individuelle Bewältigungsstrategien und 

Lebensstil (vgl. ebd., 11). 

Behinderung ist folglich das Ergebnis negativer Wechselwirkungen zwischen 

dem Individuum, seinem Gesundheitsproblem und den Umweltfaktoren. Das  

bedeutet, Behinderung entsteht erst wenn sich die Person an die Umwelt-

faktoren nicht anpassen kann oder andersherum, wenn die Umwelt nicht an 

die Individuen angepasst wird (vgl. ebd.). 

 

 

1.2 Begriffsbestimmung nach dem Sozialgesetzbuch IX 

 

Nach Lachwitz, Schellhorn und Welti ist das Sozialgesetzbuch IX  

- Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen –  

„(…) ein bedeutender Merkstein für die Fortentwicklung des deutschen 

Sozialleistungsrechts zu Gunsten behinderter und von Behinderung 

bedrohter Menschen“ (Welti 2002, V). 

Das SGB IX beinhaltet eine wichtige Gesetzesgrundlage, die die gesell-

schaftlichen Entwicklungschancen verbessern und Eigenständigkeit sowie 

Selbstbestimmung fördern sollen. In diesem Gesetzestext wird der 

Personenkreis definiert, der einen rechtlichen Anspruch auf Leistungen nach 

gesetzlichen Vorschriften hat. Im §2 Abs.1 SGB IX wird der Begriff 

Behinderung für alle Rehabilitationsträger wie folgt definiert: 

Seit 2001 gelten Menschen als behindert, 

„(…)  wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische 

Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von 

dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre 

Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. Sie sind von 

Behinderung bedroht, wenn die Beeinträchtigung zu erwarten ist. 

 

(2) Menschen sind im Sinne des Teils 2 schwerbehindert, wenn bei 

ihnen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 vorliegt und sie 

ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre 

Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 73 rechtmäßig 

im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben. 
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(3) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen 

behinderte Menschen mit einem Grad der Behinderung von weniger 

als 50, aber wenigstens 30, bei denen die übrigen Voraussetzungen 

des Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die 

Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 73 nicht 

erlangen oder nicht behalten können gleichgestellte behinderte 

Menschen“  (Klie/ Stascheidt 2007, 757). 

 

Auch wenn diese Definition von Behinderung nur den medizinisch-juristische 

Aspekt wiederspiegelt und die Lebensgestaltung von Menschen mit 

Behinderung außer Acht lässt, so ist sie der Türöffner für bestimmte sozial-

rechtliche Leistungen.  

Die Definition von Behinderung im Sinne des SGB IX halte ich für wichtig 

vorzustellen, da sie in einem späteren Teil des Persönlichen Budgets wieder 

grundlegend sein wird. 
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2. Der Perspektivenwandel in der Behindertenhilfe 
 

Nationale und internationale Behindertenbewegungen, wie Independent-

Living, Selbstbestimmte-Leben-Bewegung, und die People-First-Bewegung 

fordern eine gemeinsame Zielorientierung zur Stärkung der Selbsthilfe-

potentiale und Autonomie von behinderten und pflegebedürftigen Menschen. 

Die Lebensqualität dieser Menschen soll sich an dem gesellschaftlich 

‚durchschnittlichen Standard‘ orientieren (vgl. Windisch Matthias 2006, 7). 

Diese Forderungen stellen allerdings das traditionelle Fürsorgemodell der 

Behindertenhilfe in Frage und fordern damit einen grundlegenden Wandel 

der sozialen Unterstützungsleistungen heraus. Im Folgenden gehe ich auf 

eine grobe Entwicklung in der Behindertenhilfe ein -  von der Normalisierung 

hin zur gleichberechtigten Teilhabe in der Gesellschaft. Im Anschluss werde 

ich in diesem Kapitel auf die Integration und Inklusion behinderter Menschen 

eingehen. 

 

2.1 Normalisierung 

Das Normalisierungsprinzip geht auf das dänische „Gesetz über die Fürsorge 

für geistig Behinderte und andere Schwachbegabte“ von 1959 zurück, indem 

Bank-Mikkelsen forderte  

„(…) geistig Behinderten ein so normales Leben wie möglich zu 

gestatten“  (Prochnow 2009,  zit. n. Thimm 1995, 5) 

Bank-Mikkelsen kritisierte das damalige Menschenbild, die Lebensumstände, 

wie das Leben in hospitalisierenden Anstalten sowie die Segregierung und 

Diskriminierung von Menschen mit geistigen Behinderungen und deren An-

gehörigen. Daraus folgt, dass sich das Normalisierungsprinzip nicht mit der 

Person an sich beschäftigt, sondern mit deren Lebensbedingungen. Die 

Normalisierung diente als sozialpolitische Leitlinie und Legitimation für eine 

Umgestaltung der Versorgungssysteme in Dänemark, mit dem Grund-

gedanken der Gleichheit und Achtung der Menschenwürde (vgl. Wansing 

2006, 129). Was Bank-Mikkelsen ursprünglich entworfen hat, wurde in 

Schweden von Nirje im Jahre 1969 weiter ausformuliert  und in die 
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gesetzlichen Regelungen der Hilfen für Menschen mit Behinderung auf-

genommen (vgl. ebd.). Nach Nirje wirkt sich das Normalisierungsprinzip auf 

folgende acht Bereiche aus:  

„1. Normaler Tagesrhythmus 
Schlafen, Aufstehen, Anziehen, Mahlzeiten, Wechsel von Arbeit und Freizeit 
– der gesamte Tagesrhythmus ist dem altersgleicher Nichtbehinderter anzu-
passen. 

1. Trennung von Arbeit – Freizeit – Wohnen 
Klare Trennung dieser Bereiche, wie das bei den meisten Menschen der Fall 
ist. Das bedeutet auch: Ortswechsel und Wechsel der Kontaktpersonen. Es 
bedeutet ferner, täglich Phasen von Arbeit zu haben und nicht nur einmal 
wöchentlich eine Stunde Beschäftigungstherapie. Bei Heimaufenthalt: 
Verlagerung von Aktivitäten nach draußen.  

2. Normaler Jahresrhythmus 
Ferien, Verreisen, Besuchen, Familienfeiern; auch bei Behinderten haben 
solche im Jahresverlauf wiederkehrenden Ereignisse stattzufinden. 

3. Normaler Lebensablauf 
Angebote und Behandlungen sollten klar auf das jeweilige Lebensalter be-
zogen sein (auch der geistig Behinderte ist Kind, Jugendlicher, junger 
Erwachsener usw.!). 
 

4. Respektierung von Bedürfnissen 
Behinderte sollen so weit wie möglich in die Bedürfnisermittlung einbezogen 
werden. Wünsche, Entscheidungen und Willensäußerungen Behinderter sind 
nicht nur zur Kenntnis zu nehmen, sondern auch zu berücksichtigen. 

5. Angemessene Kontakte zwischen den Geschlechtern 
Geistig Behinderte sind Jungen und Mädchen, Männer und Frauen mit Be-
dürfnissen nach (anders)geschlechtlichen kontakten. Diese sind ihnen zu 
ermöglichen. 

6. Normaler wirtschaftlicher Standard  
Dieser ist im Rahmen der sozialen Gesetzgebung sicherzustellen. 

7. Standards von Einrichtungen 
Im Hinblick auf Größe, Lage, Ausstattung usw. sind in Einrichtungen für 
geistig Behinderte solche Maßstäbe anzuwenden, wie man sie für uns 
‚Normale‘ für angemessen hält“  (Bleidick 2008 zit. n. Thimm 1984, 19f). 

Erweitert wurde das Normalisierungsprinzip in den USA durch Wolf 

Wolfensberger, der die ‚Aufwertung der sozialen Rolle‘ von Menschen mit 

Behinderung forderte. Er möchte, dass die Abwertung durch den  
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„(…) weitmöglichste[n] Einsatz kulturell positiv bewerteten Mittel mit 

dem Ziel, Menschen eine positiv bewertete Rolle zu ermöglichen, sie 

zu entwickeln, sie zu verbessern und/oder zu erhalten“ (Wansing 2006 

zit. n. Wolfsberger 1986, 49) erreicht wird.  

Mitte der 1980er Jahre lässt sich das Normalisierungsprinzip auch in 

Deutschland verzeichnen als eine Art Leitvorstellung für sozialpolitisches, 

sozialadministratives und sozialpädagogisches Handeln  und weiterhin als 

Zielvorstellung der Behindertenhilfe (vgl. Wansing 2006 nach Thimm 1992, 

283). Durch die Dezentralisierung und Umgestaltung der Hilfen für Menschen 

mit Behinderungen wurden große Wohnanstalten durch kleinere Wohn-

gruppen ersetzt. Ambulantisierung, offene Hilfen und gemeindenahe Wohn-

formen fanden nun Einzug in das deutsche Sozialhilfesystem. Dennoch hat 

es nicht, wie beispielsweise in Skandinavien, zu einer Auflösung der 

gesamten Sondereinrichtungen geführt. Das liegt vor allem an der deutschen 

Anbieterlandschaft, die noch immer auf bestehende Strukturen im Sozial-

hilfesystem setzt (vgl. Wansing 2006, 131).  

Zusammengefasst befasst sich das Normalisierungsprinzip also 

„(…) mit den äußeren Lebensumständen einer Person, ihrer Stellung 

innerhalb einer Gesellschaft, ihren Lebensbedingungen sowie einem 

altersgemäßen Lebenslauf“ (Prochnow 2009, 29). 

Dieses Konzept wird im Weiteren durch das Konzept des „Selbstbestimmten 

Leben“ fortgesetzt, in dem nun der  

„Aspekt der Beziehungen und Interaktionen des einzelnen Menschen 

(mit oder ohne Behinderung) zu anderen Individuen und Einrichtungen 

der Gesellschaft“ (Prochnow 2009, 29) dazukommen.  

 

2.2 Selbstbestimmt Leben 

Seit den 1970ern werden die Forderungen nach Selbstbestimmung von 

Menschen mit Behinderungen eingefordert, wie zum Beispiel durch die 

Independent-Living-Bewegung. Damals waren es vor allem Menschen mit 

körperlichen Behinderungen, die sich gegen die Bevormundung, Ent-
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mündigung, Diskriminierung und die Abschiebung von Menschen mit 

Behinderungen in Anstalten und Sondereinrichtungen wehrten. Sie forderten 

die Anerkennung von Menschen mit Behinderung als Bürger der Gesellschaft 

und die dazugehörigen gleichgestellten (bürgerlichen) Rechte (vgl. Prochnow 

2009, 23ff). In Deutschland tritt die Independent-Living-Bewegung als 

‚Selbstbestimmt Leben‘ in Erscheinung. ‚Selbstbestimmt Leben‘ entwickelte 

sich von emanzipatorischen Ansätzen weiter zu umfassenden Anforderungen 

zum Selbstmanagement, wie es heute im Persönlichen Budget beispiels-

weise wiederzufinden ist. Die Independent-Living-Bewegung und das Netz-

werk ‚People First‘ haben Mitte der 1990er auch für das Verständnis von 

Selbstbestimmung von Menschen mit geistiger Behinderung gekämpft und 

die Bürgerrechte stark beeinflusst. Es wurde erstmals über Unterstützungs-

formen, wie die ‚persönliche Assistenz‘ nachgedacht (vgl. Kornherr 2008, 

67).  

Mit Selbstbestimmung ist  

„die Möglichkeit, einen Lebensplan zu entwickeln, dabei individuelle 

und selbstgewählte Lebenswege zu gehen und Entscheidungen im 

Alltag wie auch im Lebenslauf zu treffen, die den eigenen Vor-

stellungen und Zielen entsprechen“ (Wacker et. al. 2009, 17), gemeint. 

Klauß unterscheidet dabei zwei Arten der Selbstbestimmung: 

Zum einen die Befriedigung von Bedürfnissen durch eigenes Handeln („Ich 

möchte etwas und tue es selbst“) und zum anderen die Befriedigung von 

Bedürfnissen mit der Hilfe von anderen, um selbst bestimmen zu können 

(vgl. Klauß 2005, 4). Nach Wacker und Kollegen hängt Selbstbestimmung 

demgemäß nicht von einer Selbstständigkeit ab, also die Fähigkeit Ziele 

konkret umsetzen zu können (Handlungsautonomie). Vielmehr  geht es 

darum eigene Wünsche und Bedürfnisse in Form von Entscheidungen zum 

Ausdruck zu bringen (Entscheidungsautonomie), die nicht von der jeweiligen 

erforderlichen Unterstützung abhängen (vgl. Wacker et. al. 2009, 18).   

Bei dem Blick auf Deutschland ist festzustellen, dass die Selbstbestimmung 

eher ein Ideal in der Behindertenarbeit darstellt.  In der Praxis ist es immer 

noch besonders schwer die Forderungen für alle Menschen mit 
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Behinderungen, vor allem für Menschen mit schweren oder Mehrfach-

behinderungen durchzusetzen. Dazu leisten Umweltfaktoren, wie Soziale 

Einstellungen, Barrieren und fremdbestimmte Strukturen im Rehabilitations-

system einen großen Beitrag. Da Menschen mit Behinderung sozial ab-

hängiger sind, kommt es nicht selten zur Fremdbestimmung. Die Fähigkeit 

alltags- und lebensrelevante Entscheidungen zu treffen und eigene Ziele zu 

verfolgen wird diesen Menschen häufig abgesprochen (vgl. ebd.).  Vor allem 

Menschen in einem kompakten und pauschalen Hilfesystem, wie in 

stationären Einrichtungen, haben wenige Möglichkeiten ihr Leben frei zu 

gestalten. 

Durch den allgemeinen Wandel, der weg von dem bisherigen Versorgungs-

charakter, hin zu einer selbstbestimmten Lebensführung geht und die damit 

verbundene Weiterentwicklung des Verständnisses von Behinderung, zeigt 

einen Perspektivenwechsel in der Behindertenhilfe auf. Der Selbst-

bestimmungsbegriff wird seit Mitte der 1990er Jahre zunehmend in die 

Gesetzgebung, wie im SGB IX, als eine Art Leitgedanke verankert. Das 

Wunsch- und Wahlrecht ermöglicht Leistungsberechtigten mehr Raum zur 

Gestaltung ihrer Lebenssituation. Gleichzeitig findet durch die Erweiterung 

des traditionelle Sachleistungsprinzip, in der effektivere und effizientere 

Hilfen für Menschen mit Behinderung über Geldleistungen genutzt werden 

können, statt (vgl. ebd., 19f). Menschen mit Behinderung werden dazu be-

fähigt oder dabei unterstützt ihre eigenen Wünsche und Bedürfnisse zu er-

kennen, zu äußern und die Entscheidung selber für eine Leistungs-

möglichkeit zu treffen.  

 

2.3 Teilhabe an der Gesellschaft  

In unserer pluralisierten Gesellschaft in der jeder individuelle Wege ein-

schlagen kann, ist Selbstbestimmung und Selbstverantwortung nicht zu ent-

behren. Dabei kann Selbstbestimmung ohne einen gesellschaftlichen Bezug 

gar nicht erfolgen, da sich Selbstbestimmung erst durch die Teilhabe an der 

Gesellschaft realisieren lässt – ökonomisch, sozial, kulturell als auch politisch 

(vgl. Wacker et al. 2009, 21). Aus dem Grund erlangt die Leitperspektive 
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‚Teilhabe an der Gesellschaft‘ neben der Selbstbestimmung immer mehr an 

Bedeutung. Vorangetrieben wurde dies durch die ICF, die die Partizipation 

als eine der Säulen von Behinderung verankerte, die sich auf die folgenden 

Lebensbereiche bezieht: 

- Lernen und Wissensanwendungen, 

- Allgemeine Aufgaben und Anforderungen, 

- Kommunikation, 

- Mobilität, 

- Selbstversorgung, 

- Häusliches Leben, 

- Interpersonelle Interaktion und Beziehungen, 

- Bedeutende Lebensbereiche,  

- Gemeinschafts-, soziales und staatsbürgerliches Leben (Wacker et. 

al. 2009, 22). 

Das heißt, dass durch begrenzte Partizipationschancen, soziale Aus-

grenzung und die Einschränkung von Aktivitäten, Folgen für eine 

Behinderung entstehen können. 

Weiterhin wurden durch die Einführung des SGB IX Selbstbestimmung und 

Teilhabe an der Gesellschaft als Zielperspektiven im Rehabilitationswesen 

vorangetrieben. Diese Perspektive fordert nun die Bürgerrechte von 

Menschen mit Behinderungen uneingeschränkt anzuerkennen, sozialer Aus-

grenzung entgegenzuwirken und gesellschaftliche Partizipation zu er-

möglichen (vgl. ebd.). Dafür muss sich die Gestaltung der sozialen 

Unterstützungsleistungen grundlegend ändern. Die praktische Umsetzung 

befindet sich allerdings in Deutschland noch immer in den Anfängen. So 

müssen wir uns nach Wansing  von der Vorstellung, Integration sei bereits 

erfolgt, wenn Menschen mit Behinderung in einer Gemeinschaft mit anderen 

leben (Wohneinrichtungen oder Wohngemeinschaften) oder wenn eine ge-

wisse Zahl an speziellen Bildungs-, Beschäftigungs- und Freizeitangeboten 

für den Personenkreis vorhanden sind, verabschieden (vgl. Wansing 2006, 

138). Soziale Dienste und Einrichtungen sind daher aufgefordert: 

„(…) mit ihren Angeboten zu einer kompetenz- und autonomie-

fördernden Lebensgestaltung beizutragen und damit die Chance der 
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gesellschaftlichen Partizipation von Menschen mit Unterstützungs-

bedarf zu erhöhen“ (Wacker et. al. 2009,  23). 

Doch dies ist nicht so leicht zu verwirklichen, da es eine konzeptionelle als 

auch strukturelle Umorientierung verlangt und gleichzeitig auch die 

Veränderung der professionellen Sichtweise auf Menschen mit Behinderung. 

Außerdem gibt es nach Wacker und Kollegen eine Diskrepanz, durch die 

dominierenden (stationären) Sondereinrichtungen, zwischen den Ziel-

perspektiven der Selbstbestimmung und gesellschaftlicher Teilhabe und den 

Auswirkungen auf das bestehende Hilfesystem. Die traditionellen 

Unterstützungssysteme laufen Gefahr ihrer eigenen gesellschaftlichen 

Aufgabe der Eingliederung entgegenzuwirken. So kann man beispielsweise 

an den stationären Wohneinrichtungen oder den Werkstätten für Menschen 

mit Behinderungen feststellen, dass sie diesen zwar die Möglichkeiten der 

Bildung und Beschäftigung geben, aber ihrem Eingliederungsauftrag nicht 

nachkommen und damit eher eine Ausgrenzung zum gesellschaftlichen 

Leben herstellen (vgl. Wacker et al. 2009, 24).  

 

 

2.4 Von der Integration zur Inklusion 

Die Begriffe Integration und Inklusion haben im internationalen Bereich unter-

schiedliche Verwendungen und Bedeutungen. So wird Inklusion oft als 

Synonym für Integration verwendet, als Weiterentwicklung, Intensivierung 

und Totalisierung von Integration oder als ein Konzept, das das Gegenteil 

von Integration beschreibt (vgl. Kobi 2006, 33). Auf Deutschland bezogen 

unterscheiden sich die beiden Begriffe sehr stark voneinander. So zielt die 

Integration auf die (Wieder-) Eingliederung von Menschen mit Behinderung 

ab, die vorher aus der Gesellschaft ausgegrenzt worden sind. Theunissen 

beschreibt, das die Integration aus zwei Welten besteht: die Welt der 

behinderten Personen und die Welt der nichtbehinderten Personen (die als 

Normalität gilt und eine Norm für alle darstellt) (vgl. Theunissen 2009, 19). 

Das bedeutet, dass Menschen aufgrund ihrer Andersartigkeit oder durch die 

Abweichung der ‚Normalität‘ aus der Gesellschaft ausgegrenzt werden. 

Integration wirkt dem entgegen, indem sie diese Menschen in die Gesell-
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schaft eingliedert. Dennoch bleibt die Andersartigkeit bestehen und das führt 

dazu, das Menschen mit Behinderung unzureichend gleichgestellt sind und 

der Zugang zur sozialen Teilhabe erschwert wird. Der Widerspruch der 

Integration, durch die Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung in 

Form der Ausgliederung durch Sondereinrichtungen (Werkstätten, Wohn-

heime, Sonderbeschulung etc.), muss kritisch betrachtet werden. Bedingt 

durch diese verstärkte Kritik an dem Konzept der Integration, gewinnt der 

Gedanke der Inklusion zunehmend an Bedeutung. 

Inklusion wird von dem lateinischen Verb ‚includere‘ abgeleitet, und mit 

‚einschließen‘ übersetzt. Ursprünglich ist der Inklusionsbegriff aus dem 

Engagement von Menschen mit Behinderungen und deren Angehörigen ent-

sprungen, die Anfang der 70er in den Vereinigten Staaten für eine volle 

gesellschaftliche Teilhabe kämpften. So bildete sich der Begriff nicht aus 

einer wissenschaftlich- sozialpolitischen Diskussion, sondern aus Initiativen 

und Aktivitäten von Bürgerrechtsbewegungen die dem Empowerment zu 

Grunde lagen. Im Jahr 1975 wurde in einem Gesetz geregelt das die 

Diskriminierung im öffentlichen Bereich als auch im privaten Dienstleistungs- 

und Arbeitsbereich untersagt ist (vgl. Theunissen 2006, 14ff). Mittlerweile 

wurden länderübergreifende Soll-Vorstellungen in Form von Deklarationen, 

Gesetzen, Empfehlungen, Richtlinien, Konzepten, Absichtserklärungen und 

Programmen zur Inklusion zum Beispiel von der UN-Konvention, UNESCO 

und den Vereinten Nationen erarbeitet (vgl. Bürli 2009, 42ff).   

Inklusion bedeutet so viel wie, das Recht eines jeden Menschen, als ein 

vollwertiges und gleichberechtigtes Mitglied in einer Gesellschaft anerkannt 

zu werden. Dabei bezieht sich Theunissen nicht nur auf Menschen mit 

Behinderung, sondern auch auf andere benachteiligte und ausgegrenzte 

Gruppen von Menschen, wie ältere Mitbürger, Familien mit Migrations-

hintergrund, Alleinerziehende oder kinderreiche Familien. Die am Anfang 

bestehende Zwei-Welten-Theorie wird durch den Inklusionsgedanken über-

flüssig  (vgl. Theunissen 2009, 20).  

„Menschen mit Behinderung oder Lernschwierigkeiten wollen teil-

haben und zur Gesellschaft gehören. Sie sollen nicht ausgegrenzt 

werden. Sie wollen nicht besonders behandelt werden. Menschen mit 
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Behinderung gehören wie alle anderen zur Gesellschaft. Sie haben 

die gleichen Rechte. Und weil sie von Anfang an dazu gehören, 

müssen sie nicht wieder ausgegliedert werden“ (Cloerkes 2007 zitiert 

nach Freudenstein/Zahn 2004, 10). 

Es geht vielmehr um die Vision einer gemeinsamen heterogenen 

‚Gesellschaft für alle Menschen‘ in der das Zusammensein und –leben, egal 

mit welchen Merkmalen (Alter, Geschlecht, kulturellen/ethnischen Hinter-

grund, Nationalität, Muttersprache, Religion, sexuellen Orientierung oder 

körperlicher Lage und vieles mehr) im Mittelpunkt steht (vgl. Cloerkes 2007, 

223). Die Inklusion fordert nicht die Anpassung von benachteiligten 

Menschen an die Gesellschaft, sondern eine Anpassung der Gesellschaft an 

multikulturelle Lebensweisen. Die Verschiedenheiten von Menschen als auch 

ihre individuellen Lebensentwürfe sollen akzeptiert und unterstützt werden 

(vgl. Theunissen, 2009, 20f). Voraussetzung dafür sind unter anderem die 

Anerkennung der Bürgerrechte für alle Menschen, weitere sozialpolitische 

Reformbemühungen und eine Öffnung der einzelnen Teilsysteme. 

Theunissen verwendet die Maxime Selbstbestimmung, Partizipation und 

Unterstützung als Rechte der Inklusion. Das bedeutet für die Soziale Arbeit, 

dass die Interessen und Angebote aus der Sicht der Betroffenenperspektive 

gegenüber einer Top-down-Konzeption vorrangig für die Organisationen, 

Wohlfahrtsverbände, Kostenträger und Professionellen sein müssen (vgl. 

ebd., 21). Verschiedene Lebensstile und damit verbundene Unterstützungs-

bedarfe benötigen somit eine ebenso vielfältige Angebotsstruktur. Für das 

deutsche Rehabilitationssystem heißt es jetzt, dass der Aufbau der so-

genannten ‚Offenen Hilfen‘ vorangetrieben werden muss. Unter offenen 

Hilfen können beispielsweise Ambulante Pflegedienste, Assistenz- und 

Integrationshilfen, Beratungs- und Vermittlungshilfen, Bildungsangebote, 

Familienunterstützende Dienste oder die Frühförderung verstanden werden 

(vgl. Wansing 2006, 155). 

Darüber hinaus müssen barrierefreie Zugänge zu sozialen, politischen und 

kulturellen Systemen geschaffen werden. Angebote, wie zum Beispiel Sport-

angebote, Bildungsangebote oder Freizeitangebote müssen für Menschen 

mit und ohne Behinderung zugänglich gemacht und auf spezielle Angebote 

der Behindertenhilfe verzichtet werden. Inklusion meint hier, dass Menschen 
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mit Behinderung an der Gesellschaft teilnehmen und wenn nötig mit 

Unterstützungsmöglichkeiten aus der Behindertenhilfe. 

 

 

2.5 Eine kurze Zusammenfassung 

Der Wandel in der Behindertenhilfe ist von großer Bedeutung für Menschen 

mit Behinderung. Einerseits werden veraltete Strukturen aufgelöst und er-

weitert und zum anderen verändert sich der Umgang mit ihnen. Sie sollen als 

gleichwertiges Mitglied in unserer Gesellschaft gesehen werden und nicht 

mehr am Rande in Sondereinrichtungen. Doch das ist ein langwieriger 

Prozess und es bedarf dafür sowohl Partizipationsmöglichkeiten für 

Menschen mit Behinderung und deren Angehörige, als auch weiter 

strukturelle Veränderungen auf der Ebene der Institutionen und Dienste.  

Es ist die Aufgabe der Sozialen Arbeit behinderte und nichtbehinderte 

Menschen näher zusammenzubringen, Ausgrenzung zu vermeiden, eine 

Vernetzung zwischen allen Beteiligten voranzutreiben, Menschen mit 

Behinderung Mitspracherecht zu ermöglichen und damit ihre ‚soziale Rolle‘ 

aufzuwerten (nach Wolfensberger). Zusammengefasst kann der 

Perspektivenwandel in der Behindertenhilfe als eine Ablösung des 

Normalisierungsprinzip und der Integration durch den Inklusionsgedanken 

verstanden werden, der eng mit dem Empowerment verknüpft ist (vgl. 

Kornherr 2008, 19). Und so spielen die Grundlagen des Empowerment auch 

in meinem weiteren Verlauf eine bedeutsame Rolle.   
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3. Der Empowerment-Gedanke 
 

3.1 Empowerment als theoretische Grundlage 

Der Begriff Empowerment stammt ursprünglich aus den USA und bedeutet 

übersetzt so viel wie ‚Selbst-Bemächtigung‘ oder ‚Selbstbefähigung‘. Nach 

Theunissen (2009, 27) kann man hinter dem Begriff  

„(…) eine Philosophie, theoretische Annahme und Leitidee wie aber 

auch Prozesse, Programme, Konzepte oder Ansätze “ (…)verstehen, 

die im Bereich der Sozialen Arbeit auf die „Gewinnung oder Wieder-

gewinnung von Stärken, Energie und Fantasie zur Gestaltung eigener 

Lebensverhältnisse“ hindeuten (Theunissen 2009, zit. n. Lenz 2002, 

13). 

Empowerment war vor allem Ziel von Selbsthilfeinitiativen, Projekten und 

Protestaktionen verschiedener Adressaten der (psycho-) sozialen Praxis und 

so wurden beispielsweise Menschen, die sozial benachteiligt sind, allein-

erziehend, Menschen mit einer psychischen Beeinträchtigung oder 

Behinderung befähigt ein nach ihren Vorstellungen ‚besseres’ Leben zu 

führen (vgl. Herriger 2006, 13; Theunissen/Plaute 1995, 11).  

Das Empowermentkonzept kritisiert die defizitorientierte Sichtweise und 

schöpft sein Menschenbild aus dem tiefen Vertrauen in die Kompetenzen, 

Fähigkeiten und Stärken eines jeden Menschen. Durch diesen Ansatz 

werden Betroffene als ‚Experten in eigener Sache’ gesehen (vgl. 

Theunissen/Plaute 2002, 9). Einzelne Adressaten werden dazu befähigt ihr 

autonomes Handeln durch das Lernen eigener Kräfte individuell als auch 

ökonomisch zu nutzen sowie soziale Ressourcen mit einzubeziehen (vgl. 

Theunissen 2009, 38ff). 

In der sozialen Praxis dient der Empowermentbegriff als ein Sammelbegriff 

für Einrichtungen, die Menschen in ihren Kräften stärken möchten, was dazu 

geführt hat, das es weder eine einheitliche Definitionen von Empowerment im 

wissenschaftlichen Diskurs als auch in der psychosozialen Praxis gibt. In der 

Literatur sind zwei bedeutsame Traditionslinien des Empowerment zu er-

kennen: (1) Empowerment als Selbstbemächtigung problembetroffener 
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Personen und (2) Empowerment als professionelle Unterstützung von 

Autonomie und Selbstgestaltung (vgl. Herriger 2009).  

(1) Empowerment als Selbstbemächtigung problembetroffener Personen:  

In diesem Zusammenhang wird Empowerment als (Wieder-) Aneignung von 

Macht und Kraft verstanden, die es bedarf sich selbst aus einer Position der 

Ohnmacht und Machtlosigkeit zu befreien. Somit sollen Menschen durch ihr 

aktives Handeln mehr Selbstbestimmung, Autonomie und Lebensregie be-

kommen (vgl. ebd.). Diese Definition wird häufig von Projekten und Initiativen 

verwendet, die sich für die Bürgerrechte einsetzen oder im Rahmen von 

Selbsthilfegruppen.  

(2) Empowerment als professionelle Unterstützung von Autonomie und 

Selbstgestaltung:  

Diese Traditionslinie befasst sich mit der professionellen psycho-sozialen 

Praxis, die das Handlungsziel verfolgt, den 

„(…) Menschen das Rüstzeug für ein Eigenverantwortliches Lebens-

management zur Verfügung zu stellen und ihnen Möglichkeitsräume 

aufzuschließen, in denen sie sich die Erfahrungen der eigenen Stärke 

aneignen und Muster solidarischer Vernetzung erproben können“ 

(Herriger 2009)  

Empowerment zielt hier also auf die professionellen Helfer in der Sozialen 

Arbeit ab, die den Prozess der (Wieder-) Aneignung von Selbst-

bemächtigungskräften anregen und Ressourcen dafür bereithalten.  

 

3.2 Die vier Ebenen des Empowerment 

Das Empowerment wird von Stimmer (2000, 49) als ein handlungsleitendes 

Konzept bezeichnet,   

„(…) innerhalb dessen ein großer Bereich von Arbeitsformen, 

Interaktionsmedien und Methoden in vielen Arbeitsfeldern auf den vier 

Handlungsebenen des Empowermentprozesses (Individual-,Gruppen-, 
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Organisations- und Gemeindeebene) integriert werden können“ 

(Stimmer 2000, 49).  

Diese vier Ebenen werde ich im Folgenden einzeln aufführen, aber es lässt 

sich nach Stimmer erst durch die Verknüpfung aller Ebenen zu einem über-

greifenden Handlungskonzept erschließen (vgl. ebd., 53).  

3.2.1 Die Individualebene: 

Diese Ebene zeichnet sich, wie der Begriff deutlich macht, durch die Arbeit 

mit einem Einzelnen aus. Der Schwerpunkt liegt hier vor allem in der 

Zukunftsplanung und die Umsetzung etwas Vorgenommenen oder 

Geplantem einer betroffenen Person  (vgl.ebd, 53f). 

Herriger führte für diese Ebene den sogenannten „Kompetenzdialog“ ein, der 

„(…) umfasst drei Phasen: erstens die Formulierung einer wünschens-

werten Zukunft durch den Klienten, zweitens die Wiederbelebung und 

Thematisierung vergangener positiver, kompetenter und selbstwert-

steigender Lebensereignisse und drittens den Entwurf eines Lebens-

plans, in Abwägung vorhandener Ressourcen und erreichbarer Zielen“ 

(Herriger 1997, 113ff zit. n. ebd.). 

Hier spielt vor allem die Biographiearbeit eine wichtige Rolle und diese 

Ebene sollte durch einen beratenden und unterstützenden Professionellen 

begleitet werden.  

3.2.2 Die Gruppenebene: 

In der Gruppenebene geht es vor allem um „(…) die Solidargemeinschaften 

von ehrenamtlich engagierten Bürgern, die Selbsthilfegruppen und die viel-

fältigen Projekte (…)“ (Herriger 2006, 86). Im Fokus steht eine Vernetzung 

von Menschen mit ähnlichen oder gleichen Problemen. Es werden von 

professionellen Assistenzen Situationen arrangiert bzw. werden die 

Betroffenen dazu animiert, selbst Situationen herzustellen, in denen sie einen 

Austausch mit Menschen haben, die in der gleichen Lage sind (vgl. Stimmer 

2000, 54). Genau durch diesen Austausch können neue Ressourcen 
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erschlossen werden die Einfluss auf Umweltbedingungen ausüben können 

(vgl. Herriger 2006, 86). 

3.2.3 Die Organisationsebene: 

Die Organisationsebene, auch zum Teil Institutionsebene genannt beinhaltet 

die Partizipationsmöglichkeit, um eine „aktive Bürgerbeteiligung“ (Stimmer 

2000, 55) von benachteiligten Menschen zu schaffen. Diese Ebene möchte, 

dass die Vorhaben (und auch Programme) der Institutionen und Dienstleister 

transparenter gestaltet werden für diejenigen, die sie gerne nutzen möchten. 

Das heißt aber vor allem, dass diese ihre Türen für die Bürger öffnen müssen 

und auch, dass die betroffenen Bürger Mut aufbringen müssen ihre 

Forderungen wahrzunehmen und zu vertreten (vgl. ebd. 55f). 

3.2.4 Die Gemeindeebene: 

Mit Empowerment ist auf dieser Ebene gemeint das sich: 

„(…) die Menschen ‚vor Ort‘ in ihrer konkreten sozialräumlichen 

Lebenswirklichkeit ermutigen und befähigen, ihre Stimme zu erheben, 

ihre (raum- und alltagsbezogenen) Bedürfnisse zu artikulieren, eigene 

Ressourcen zu entdecken und ihre Lebensverhältnisse gemäß der 

eigenen Interessen zu gestalten“ (Herriger 2006, 86). 

Es soll ein lokales Klima geschaffen werden, so dass eine Atmosphäre der 

Partizipation sowie Selbstorganisation möglich wird  (vgl.Stimmer 2000, 56). 

Auf dieser Ebene sind nicht nur engagierte Bürger von Bedeutung, sondern 

auch die Lokalpolitik, die die gleichen Interessen vertritt. Wie auch bei der 

Organisationsebene muss hier ein Zusammenspiel mehrerer Beteiligter statt-

finden. 

In dem nächsten Schritt möchte ich darstellen auf welchen Leitprinzipien das 

Empowerment basiert und was das genau für die Arbeit mit Menschen mit 

Behinderung als professionelle Begleiter bedeutet.  
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3.3 Die Leitprinzipien des Empowerment 

Wie in Kapitel 2 beschrieben, vollzieht sich in der Arbeit mit Menschen mit 

Behinderungen ein Wandel von einer defizitorientierten zu einer ressourcen-

orientierten Sichtweise. Das Empowermentkonzept richtet seinen Blickwinkel 

weg von den Schwächen und Abhängigkeiten der Menschen, die als 

hilfsbedürftige Mängelwesen gesehen werden und der pädagogischen 

Fürsorglichkeit bedürfen. Der Blick wird nun auf die Adressaten sozialer 

Dienstleistungen gerichtet, die in der Lage sind als kompetente Akteure zu 

fungieren, Lebenssettings in eigener Regie zu gestalten und somit an 

Lebenssouveränität gewinnen.  

Die wesentlichen Veränderungen stellen Theunissen und Plaute in der 

Gegenüberstellung der herkömmlichen Behindertenhilfe und des 

Empowermentkonzeptes dar:  

  Tabelle 1: Paradigmenwechsel  

(Tabelle entnommen aus Theunissen, Plaute 1995, 17) 

Herkömmliche Behindertenhilfe Empowerment-Konzept 

Behinderter = Patient Behinderter = Experte 

Professioneller Helfer = Experte Professioneller Helfer = Assistent 

Medizinisches Modell Sozialwissenschaftliches Modell 

Individuumszentrierte (biologistische) 

Ursachenforschung 

Kontextuelle, bio-psycho-soziale 

Problemsicht 

Defizitorientierung Ressourcenorientierung 

Individualistische disziplinierende 

Intervention 
Lebensweltorientierte Behindertenarbeit 

Ziel: reibungslose Anpassung / 

gesellschaftliche Verwertbarkeit 
Ziel: Selbstbestimmung 

Helferdominant / autoritär Betroffenendominant/ kooperativ 

Segregation Integration 

(totale) Sondereinrichtungen 
Mobile, bedarfsgerechte, gemeinde-

orientierte und vernetzte Hilfen 

Besonderung Normalisierung 

Menschliche Entfremdung Sinnerfüllte Lebensverwirklichung 
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In dieser Tabelle wird der Kontrast zu dem herkömmlichen Modell deutlich 

sichtbar. Es kann als eine Art ‚Grundverständnis‘ des Empowerments 

gesehen werden, jedoch nicht als endgültiges Ergebnis des Paradigmen-

wechsels. 

Im Zentrum steht das Leitmotiv der ‚Philosophie der Menschenstärken‘, das 

die Berufsethik in der Sozialen Arbeit verändern kann (vgl. Herriger 2006,  

72). Aus dieser ‚Stärken-Perspektive‘ entwickelten sich folgende Leit-

prinzipien:  

„(1) die unbedingte Annahme des Anderen,  

 (2) der Verzicht auf etikettierende, entmündigende und denunzierende 

Expertenurteile,  

 (3) der Respekt vor der Sicht des Anderen und seinen Entscheidungen,  

 (4) das Respektieren des So-Seins des Anderen, seiner „eigenen“ Wege 

und „eigenen“ Zeit,  

 (5) die Orientierung an der Rechte-Perspektive,  

 (6) der Bedürfnis- und Interessenlage,  

 (7) sowie der Lebenszukunft des Betroffenen.“ (Theunissen 2009, 40). 

 

3.4 Konsequenzen für das professionelle Handeln 

Das Vertrauen in die Stärken der Adressaten beruht auf der Grundlage der 

Gleichberechtigung von Adressaten und  professionellem Helfer. Das 

Eintauchen in eine symmetrische Arbeitsbeziehung, in der auf eine 

bevormundete Fürsorge verzichtet wird, ist somit Voraussetzung für die Zu-

sammenarbeit.  

Nach Herriger ist die beschriebene Arbeitsbeziehung das 

„ Fundament aller Empowerment-Praxis. Das Empowerment-Haus 

aber, das auf diesem Fundament aufgebaut ist, ist bunt und hat viele 

Zimmer. Anders formuliert: Empowerment-Arbeit ist kein uniformiertes 

Ganzes, sie ist facettenreich, bunt, vielgestaltig, offen für je 

individuelle Ausformung, Akzentuierung und Schwerpunktsetzung“ 

(Herriger 2006, 223). 
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Das heißt, dass die Empowerment-Arbeit nicht fixiert auf eine Methode ist 

und auch nicht immer gradlinig verläuft. Ganz im Gegenteil, es entstehen 

unterschiedliche Rollen für die professionellen Helfer, die vor allem 

Flexibilität, Experimentierfreude und Offenheit bedürfen (vgl. ebd., 227). 

Diese werden in diesem Rahmen aufgeführt: 

(1) Lebenswelt-Analytiker 

Die Aufgabe des professionellen Helfers ist die Aufdeckung alltäglicher 

sozialer Ungleichheiten, in die die Adressaten eingebunden sind. Diese 

sollen transparent gemacht werden. Durch eine Lebensweltanalyse können 

somit alltagsbezogene Mythen, Abhängigkeiten und kulturelle Selbst-

verständlichkeiten aufgedeckt werden und durch eine Entschlüsselung Wege 

aus der erlernten Hilflosigkeit gefunden werden, was häufig einen lebens-

langen Prozess mit sich zieht. (vgl. ebd.) 

(2) Kritischer Lebensinterpret  

Die Rolle nimmt hier die stellvertretende Lebensdeutung durch einen 

verständnisorientierten, biographischen Dialog ein. Dieser soll vergangene 

Beziehungen und Abhängigkeitsverfahren aufdecken, sowie die in der Ver-

gangenheit erlernten Kompetenzen und Lösungsstrategien hervorheben. Es 

wird ein Entwurf einer  wünschenswerten persönlichen Zukunft entwickelt, 

die für den Adressaten Schritt für Schritt erreichbar gemacht werden kann 

(vgl. Herriger 2006, 227f) 

(3) Netzwerker und Ressourcenmobilisierer 

Die Soziale Arbeit zielt hier auf soziale Netzwerke und die Erschließung von 

gemeinschaftlichen und gesellschaftlichen Ressourcen. Durch ein 

transparent machen dieser verfügbaren Ressourcen werden gleichzeitig 

bürokratische Kompetenzen vermittelt (vgl. ebd.). 

(4) Intermediäre Brückenbauer 

 Die Aufgabe der Sozialen Arbeit ist es hier „(…) Möglichkeitsräume für eine 

Bürgerpartizipation(…)“ zu schaffen und sozusagen „(…) eine „Brücken-

person“ zwischen [den Adressaten und] der administrativen und politischen 
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Entscheidungsfindung zu sein“ (Herriger 2006, 228f). Zum einen  werden die 

Adressaten ermutigt sich kritisch einzumischen und zum anderen wird eine 

‚Dialogfähigkeit‘ auf beiden Seiten sichergestellt (vgl.ebd.).  

(5) Normalisierungsarbeiter 

Die Soziale Arbeit tritt hier für die unkonventionellen Lebensentwürfe ihrer 

Adressaten ein, indem sie die Rechte dieser sichert und auf eine 

gesellschaftliche Toleranz zielt. Es wird gegen die Bevormundung und 

Besserungs- bzw. Kontrollvorstellung vorgegangen, wenn diese nicht von 

den Adressanten befürwortet werden (vgl. ebd., 229). Es findet eine Balance 

zwischen „ der Wahrung der Selbstbestimmung des Klienten auf der einen 

und der Notwendigkeit eines […] schützenden und kontrollierenden Ein-

greifen auf der anderen Seite“ statt (Herriger 2006, 229). 

(6) Organisations- und Systementwickler 

Die Rolle der Sozialen Arbeit findet hier auf der sozialpolitischen Ebene statt 

und fordert eine Öffnung der administrativen und politischen Strukturen, 

damit eine Bürgerbeteiligung bzw. Bürgerpartizipation stattfinden kann. Dafür 

muss sich die Soziale Arbeit auf allen politischen Ebenen einmischen und 

eine Parteilichkeit jenseits der institutionellen Gesetzmäßigkeit einnehmen, 

indem sie sich auf einen kritischen Dialog mit der Macht einlässt (vgl.ebd.). 

Mit der veränderten Rolle zwischen dem Klienten und dem Sozialarbeiter 

verändert sich auch die berufliche Identität der Sozialen Arbeit. So wird der 

Sozialarbeiter zu einem Lebenswegbegleiter, der die Menschen in ihren 

Prozessen unterstützt und begleitet.  

 

3.5 Eine kurze Zusammenfassung  

Empowerment unterstützt und begleitet die Entwicklungen, wie sie im Kapitel 

2 beschrieben sind. Es ist sozusagen die Methode mit der Normalisierung, 

Selbstbestimmung und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben vorangetrieben 

und umgesetzt werden können. Empowerment ist wichtiger Bestandteil der 

Integration und vor allem der Inklusion von benachteiligten Menschen. So 
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werden die Leitideen des Empowerments wie auch der Inklusion als die 

gemeinsamen Auslöser des Paradigmenwechsels der Behindertenhilfe be-

zeichnet. Die gemeinsamen Grundannahmen ‚Orientierung an den Bürger-

rechten‘ und die ‚Achtung der selbstbestimmten Lebensweise‘ sind in beiden 

Konzepten zu finden. (vgl. Kornherr 2008, 69). Eine weitere Parallele 

zwischen Inklusion und Empowerment ist in der Veränderung der Rolle des 

professionellen Helfers zu erkennen. Es findet eine Abkehr von dem 

Fürsorgegedanken und den expertenbestimmten Ziel- und Wertvorgaben 

statt, hin zu einer ‚Mentoren-Rolle‘, die sich durch eine Orientierungshilfe, 

Netzwerkarbeit und Dialogmanagement beschreiben lässt (vgl. ebd., 70). 

Aus diesem Grund ist das Empowerment-Konzept ebenso wie die Leitidee 

der Inklusion eine bedeutungsvolle Grundlage für meine weitere Ausführung, 

in der ich nun zu dem Persönlichen Budget kommen möchte, dass meiner 

Meinung nach eine Form der Teilhabeleistung darstellt.  
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Teil II. Eine Einführung und bisherige Erfahrungen zum 
Persönlichen Budget im nationalen Bereich 

 

4.1 Grundlagen zum Persönlichen Budget 

Mit der Schaffung des SGB IX und dem Behindertengleichstellungsgesetz, 

sowie dem allgemeinen Gleichstellungsgesetz fand im Jahr 2001 ein grund-

legender Paradigmenwechsel statt, der Menschen mit Behinderung einen 

individuellen Anspruch auf Rehabilitation und gleichberechtigter Teilhabe 

ermöglicht. Mit folgenden Leitzielen des SGB IX soll die rechtliche Stellung 

von Menschen mit Behinderungen gestärkt werden: 

 Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilhabe (§1),  

 Teilhabe am Arbeitsleben (§4) 

 Ganzheitliche Förderung der persönlichen Entwicklung (§4) 

 Wunsch- und Wahlrecht (§9) 

Um diese Ziele zu erreichen, wurde die neue Leistungsform des 

Persönlichen Budgets (§17, SGB IX) eingeführt. Im Zeitraum von Juni 2004 

bis Ende 2007 war die Leistungsform auf Ermessen des zuständigen 

Rehabilitationsträger beschränkt. Seit dem 01.Januar 2008 haben Menschen 

mit einer Behinderung nun einen unmittelbaren Rechtsanspruch auf die 

Ausführung von Teilhabeleistungen in Form eines Persönlichen Budgets.  

Folgende Formen des Persönlichen Budgets können unterschieden werden: 

(1) Das Persönliche Budget nach §17 SGB IX mit einem Leistungsträger 

oder auch nach §101a BSHG mit einem zuständigen Sozialhilfeträger 

(2) Das trägerübergreifende Budget nach §57 SGB IX mit mehreren 

beteiligten Leistungsträgern in der Form einer Komplexleistung (seit 

01.07.2004) 

(3) Das Pflegebudget nach §8 SGB XI mit der Pflegeversicherung als 

Leistungsträger 

4. Das Persönliche Budget: 
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(4) Das integrierte Budget als Kombination aus den Budget Nr. (1) und (3) 

oder (2) und (3)  (vgl. Wessel 2007, 28) 

Diese neue Leistungsform ermöglicht Menschen mit Behinderung, ihren er-

forderlichen Unterstützungsbedarf passgenau zu bestimmen und selbst zu 

beschaffen. Adressaten sollen aus ihrem Objektstatus entlassen werden und 

die Rolle als wahl- und entscheidungsfähige Person (Bürger, Kunden, 

Konsumenten etc.) zugesprochen bekommen (vgl. Wacker et. al. 2009, 25). 

Bei dem Persönlichen Budget handelt es sich jedoch nicht um eine neue 

oder zusätzliche Leistung, sondern es soll vor allem eine neue Form der 

Leistungserbringung darstellen.  

 

4.2 Von der Sachleistung zur Geldleistung 

Durch den grundlegenden Richtungswechsel soll es hin zu einer um-

fassenden Gesellschaftspolitik gehen, in der die Bürgerrechte für Menschen 

mit Behinderung genauso anerkannt werden wie für Bürger ohne 

Behinderung. Menschen mit Behinderungen werden in die Lage versetzt 

selbst zu entscheiden welche Hilfen sie wann, wo, wie oft und von wem in 

Anspruch nehmen wollen. Bisher wird in der Behindertenhilfe vorrangig das 

herkömmliche Sachleistungsprinzip angewandt über das die Teilhabe- und 

Rehabilitationsleistungen erbracht werden (vgl. ebd., 26). 

In der Abbildung des Sachleistungsprinzips wird das Dreiecksverhältnis 

zwischen Leistungsträger, Leistungserbringer und Leistungsempfänger 

deutlich.  

     

 
Leistungsanspruch und       Leistungsverein- 
Kostenübernahme       barung  
      
      

     Leistung 
     Vertrag 

Abb. 2: Sachleistung – Sozialrechtliches Leistungsdreieck  

Quelle: Eigene Abbildung in Anlehnung an Wessel 2007, 26 

Leistungsträger
(z.B.  Eingliederungshilfe)

Leistungsempfänger 
(Mensch mit Behinderung) 

Leistungserbringer 
(z.B. ambulantes Wohnen) 



 

31 
 

Wird ein Anspruch, wie zum Beispiel über Eingliederungshilfe, gegenüber 

dem Leistungsträger geltend gemacht, so wird ein Hilfebedarf ermittelt und 

als Sachleistung gewährt. Der Leistungsträger übernimmt die Finanzierung 

für die Leistungen die über den Leistungserbringer (Einrichtungen und 

Dienste) erbracht wird.  

In diesem Modell nimmt ein Mensch mit Behinderung eine eher unter-

geordnete Rolle ein, denn Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen wird 

durch die Anbieter selbst festgelegt beziehungsweise zwischen Anbieter und 

Leistungsträger vereinbart (vgl. Wacker et. al. 2009, 26). 

Das traditionelle Sachleistungsprinzip wird hier durch die Einführung des 

Persönlichen Budgets durchbrochen und löst die klassische Form auf 

beziehungsweise bestimmt sie neu. Der Mensch mit Behinderung macht 

auch hier seinen Anspruch über das Persönliche Budget gegenüber dem 

Leistungsträger geltend, doch bekommt er anstatt einer Sachleistung das 

Persönliche Budget in Form eines Geldbetrages ausgezahlt. Nun hat der 

Budgetnehmer einen direkten Einfluss auf die direkte Leistung, indem er eine 

Leistungsvereinbarung mit dem Leistungserbringer trifft, die nicht mehr im 

Verhältnis mit dem Leistungsträger stehen muss. Die Leistung zahlt der 

Budgetnehmer direkt an den Leistungserbringer.  

               Nutzung und Bezahlung  
          Geldmittel                                          von Dienstleistungen  

     

         Zielvereinbarung            Vereinbarung über  
                 Inhalt, Umfang, Qualität 

Abb. 3: Neue Leistungsbeziehungen des Persönliche Budgets 

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung BMAS, 2007, 28  

Bei dem Persönlichen Budget geht es nicht darum bestehende Sach-

leistungen in Geldleistungen umzuwandeln, sondern es geht vielmehr darum 

Teilhabeleistungen selbstbestimmt und eigenverantwortlich zu erreichen (vgl. 

Trendel 2008, 13). In der Zukunft soll die Qualität der Angebote und die 

Kontrolle über die einzelnen Leistungen nicht mehr nur von den Leistungs-

anbietern und Kostenträgern gesteuert, sondern vor allem durch die 

Nachfrage der Budgetnehmer bestimmt werden (vgl. Wacker et.al. 2009, 32). 

Die einzelnen Anbieter müssen ihre Angebote somit passgenau an den 

 
Leistungsträger 

 
Nutzer 

 

Leistungserbringer/ 
Anbieter 
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individuellen Unterstützungsbedarf der Menschen mit Behinderung aus-

richten. Weiterhin wird eine Transparenz der Leistungen und des Preises für 

den Nutzer von Bedeutung sein.  

 

4.3 Der Rechtsrahmen des Persönlichen Budgets 

Das Persönliche Budget basiert auf unterschiedlichen gesetzlichen Bestim-

mungen. Die zentrale Rechtsgrundlage des Persönlichen Budgets ist im §17 

Abs. 2 bis 4 SGB IX verankert und soll für alle Menschen mit Behinderung, 

unabhängig der Art und Schwere (§2 Abs. 1 SGB IX) zugänglich sein. Dabei 

sieht der Gesetzgeber keine Altersgrenze oder ausdrückliche Geschäfts-

fähigkeit vor. Hier ist unter anderem auch geregelt, dass das Persönliche 

Budget nur auf Antrag des Leistungsberechtigten ausgeführt werden kann. 

Dieser ist bei den gemeinsamen Servicestellen oder den jeweiligen 

Leistungsträgern einzureichen. 

Je nach Bedarf sind die jeweiligen Rehabilitationsträger, wie Sozialhilfe-

träger, gesetzliche Krankenkassen, Rentenversicherungsträger, die Pflege-

kasse und die Integrationsämter, beteiligt. Sind mehrere Leistungsträger 

gemeinsam an einem Budget beteiligt, dann wird dieses trägerübergreifend 

als Komplexleistung erbracht. Maßgabe ist immer der individuell festgestellte 

Unterstützungsbedarf, bei dem es sich um alltägliche und wiederehrende 

Bedarfe handelt (vgl. §17 Abs. 2 S.4 SGBIX). Dabei sollen die Kosten der 

bisherigen festgestellten Leistungen nicht überschritten werden. Welche 

Leistungen von dem möglichen Nutzer als Persönliches Budget beantragt 

werden können, sind in den einzelnen Leistungsgesetzen geregelt: 

- Leistungen der Sozialhilfe  

- Leistungen der Krankenkasse  

- Soziale Pflegeleistungen  

- Leistungen zur Arbeits-

förderung 

- Leistungen über das 

Integrationsamt  

- Leistungen der Kinder- und 

Jugendhilfe  

- Leistungen der Unfall-

versicherung 

- Leistungen Renten-

versicherung  
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- Leistungen der Kriegsopferfür-

sorge 

- Leistungen der Alters-

versicherung für Landwirte 

Nach der Beantragung erfolgt das Bedarfsfeststellungsverfahren, indem der 

individuelle Hilfebedarf ermittelt wird. Leistungen, die schon vorher über das 

Sachleistungsprinzip bezogen wurden, werden nun umgestellt auf das 

Persönliche Budget. Hier findet anstatt der Bedarfsfeststellung eine Fest-

legung der Preise für die bestimmten Leistungen statt (vgl. Prochnow 2009, 

52f.). 

Wenn es sich nicht nur um ein  „einfaches Budget“ handelt, sondern um ein 

trägerübergreifendes Budget wird jetzt die Koordination der Leistungs-

erbringung festgelegt. Diese Verantwortung liegt bei dem Leistungsträger, 

bei dem der Antrag eingereicht wurde. Nach §§ 14 Abs. 1, 10 Abs. 1 SGB IX 

und §3 BudgetV (Budgetverordnung) wird der „Beauftragte Leistungsträger“ 

automatisch verpflichtet, innerhalb von zwei Wochen seine sachliche als 

auch örtliche Zuständigkeit zu überprüfen. Ist er nicht zuständig, muss er den 

Antrag an den, aus seiner Sicht, zuständigen Leistungsträger weiterleiten 

(vgl. ebd.).  

Wenn ein Hilfebedarf festgelegt wurden ist, wird zwischen dem Leistungs-

erbringer und dem Budgetnehmer eine „Zielvereinbarung“ abgeschlossen, 

die inhaltlich die individuellen Förder- und Leitziele festhält. Weiterhin werden 

an dieser Stelle die Nachweisdeckung und Qualitätssicherung nach §4 

BudgetV geregelt. Die festgelegten Ziele müssen „spezifisch, messbar, an-

spruchsvoll, realistisch und terminiert sein“ (BMAS 1008, 8). 

Das oberste Ziel des Persönlichen Budgets sieht der Gesetzgeber in §§1, 17 

Abs.2 SGB IX vor, indem es den Menschen gilt  „in eigener Verantwortung 

ein möglichst selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen“. Mit dem Satzteil 

„selbstbestimmtes Leben“ wird ein Schlüsselbegriff für das Verständnis des 

neuen Rehabilitationsrechts bezeichnet. Der Ursprung liegt in der ‚Selbst-

bestimmt-Leben-Bewegung‘  und enthält dessen Leitbild. Diese wurde von 

mir bereits im Kapitel 2. 2 näher beschrieben. Als Rechtsbegriff ging dieser 

im §1 Abs. 1 und §4 Abs. 4 SGB IX in das Rehabilitationsrecht ein (vgl. 

Rothenburg 2009, 61). 
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4.4 Zielsetzungen des Persönlichen Budgets 

Wie schon angedeutet sind die zentralen Ziele des Persönlichen Budgets  

die Forderungen nach mehr Selbstbestimmung, gesellschaftlicher Teilhabe 

und der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen. Dabei unterliegen 

die Zielsetzungen einem grundlegenden Richtungswechsel in der Politik für 

Menschen mit Behinderung und wird als Ausdruck von sozialpolitischen 

Reformbemühungen in Deutschland bezeichnet (vgl. BMAS 2007, 25).  

Ziele des Persönlichen Budgets sind: 

 die Subjektstellung des Einzelnen fördern, 

 eine Selbstbestimmte Lebensführung und 

 die Eigenverantwortlichkeit für die Bewältigung von Lebenslagen 

unterstützen, 

 Risiken der Ausgrenzung mindern oder beseitigen und 

 die umfassende Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Leben 

in der Gesellschaft verwirklichen (BMAS 2007, 25) 

Diese Ziele spiegeln die Leitidee des Empowerment als auch der Inklusion 

wider, die den Wandel weg von der Fürsorge hin zu einer Selbstbestimmten 

Lebensqualität und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben fordern.  

Das Persönliche Budget soll darüber hinaus dazu beitragen: 

 den Wettbewerb im Bereich der sozialen Dienste zu erhöhen 

  einen nachfrageorientierten Angebotswandel zugunsten ambulanter 

Leistungen zu schaffen, 

 persönliche Ressourcen der Leistungsberechtigten und informelle 

Unterstützungssysteme zu stärken, 

 die Qualität und Passgenauigkeit sozialer Leistungen zu steigern und 

 die Partizipation der Einzelnen zu erhöhen (vgl. BMAS 2007, 26). 

Ebenfalls bringen diese Ziele die Inklusionsbemühungen voran, indem sie 

das Verständnis von Behinderung, sowie deren Unterstützungsleistungen als 

auch die Angebotsstruktur quantitativer und ökonomischer gestalten. 
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4.5 Nationale Modelle und Erfahrungen 

Während in anderen europäischen Ländern zahlreiche empirische Erkennt-

nisse über das Verfahren zwischen Menschen mit Behinderung und das 

Auszahlen von Geldleistungen vorliegen, kann in Deutschland nur auf die 

praktischen Erfahrungen der momentanen Modellversuche zum Persönlichen 

Budget zurückgegriffen werden. Deutschland schaut dabei vor allem auf die 

Erfahrungen aus den Niederlanden, Schweden und Großbritannien, da diese 

Länder einen etwa zehnjährigen Vorlauf an praktischen Erfahrungen und 

gesetzlichen Regelungen haben (vgl. Loeken 2006, 32).  

In Deutschland wurde das Persönliche Budget erstmals in Rheinland-Pfalz 

unter dem Titel „Hilfe nach Maß“ erprobt und  hat mittlerweile ca. 2500 

Nutzer über das Persönliche Budget. Weiterhin wurden ‚Bundesmodell-

projekte Trägerübergreifendes Persönliches Budget‘  bis 2007 in acht 

Bundesländern und Regionen durchgeführt, an denen sich 494 Menschen 

mit Behinderung beteiligten. Gegenüber Rheinland-Pfalz ist die Nutzerquote 

in den übrigen Bundesländern und Regionen natürlich noch sehr gering (vgl. 

Metzler 2008,  20f). Dies liegt vor allem an der noch immer großen Skepsis 

aller Akteure, wie Leistungsträgern, Leistungsanbietern, Menschen mit 

Behinderungen und Interessenvertretungen, was zu erheblichen Wider-

ständen bei der Implementierung auf kommunaler Ebene geführt hat (BMAS 

2007, 36 / Wacker et. al. 2009, 76). Die bisherigen Erfahrungen beziehen 

sich fast ausschließlich auf ambulante Leistungen der Eingliederungshilfe, da 

diese konzeptionell leichter umsetzbar sind, als die stationären Leistungen. 

Dabei besteht jedoch die Gefahr bestimmte Personengruppen (Menschen  in 

stationären Wohngruppen, Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf)  

auszuschließen. (vgl. Wacker et. al., 76f). Eine weitere Schwierigkeit stellen 

auch die trägerübergreifenden Budgets dar, wie die Ergebnisse der 

Bundesmodellprojekte zeigen. Nur 5% der Budgets waren somit träger-

übergreifend gestaltet (vgl. Metzler 2008, 22). 

Insgesamt jedoch fallen die Bewertungen des Persönlichen Budgets sehr 

positiv aus, das belegen internationale als auch nationale Studien. So kehren  
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nach Metzler im Rahmen nationaler Projekte kaum Budgetnehmer zu den 

Sachleistungen zurück. Budgetnutzer berichten, dass: 

 „sie ein Mehr an sozialer Teilhabe erreichen 

 ihre Lebenssituation sich stabilisiert 

 sie passgenaue Unterstützungen erhalten 

 sie sich unabhängiger fühlen und selbstbewusster auftreten können“ 

(Metzler 2008, 21). 

Im Weiteren werde ich Ergebnisse der Begleitforschung des Bundes-

ministeriums für Arbeit und Soziales einbringen, die sich mit der Umsetzung 

des Persönlichen Budgets in den Modellregionen befasst haben. Neben dem  

Personenkreis der Budgetnehmer, den beteiligten Leistungsträgern, 

Leistungen und die Budgetbemessung werde ich auf die Beratung und Unter-

stützung zum Persönlichen Budget eingehen, da sie unter anderem eine be-

deutende Grundlage für die Wichtigkeit einer Informations- und Beratungs-

stelle darstellt. 

 

4.5.1 Personenkreis der Budgetnehmer 

Die wissenschaftliche Begleitforschung zur Umsetzung „trägerübergreifender 

Persönlicher Budgets“ des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 

konnte bis zum Ende der Datenerfassung (Mai 2007) insgesamt 494 Budgets 

in den Modellregionen und 353 Budgets aus anderen Regionen außerhalb 

der Modellregionen erfassen. Insgesamt beläuft sich der (quantitative) Daten-

bestand auf  847 Budgets bundesweit (BMAS 2007, 6). Dabei ist zu 

beobachten, dass die Zahl der Budgetnehmer kontinuierlich steigt. So ist die 

Zahl innerhalb eines Jahres (Januar 2006 – Januar 2007) um das Dreifache 

gestiegen. Dies kann allerdings nicht an ‚objektiven‘ Faktoren festgemacht 

werden, sondern vielmehr durch die Vorerfahrungen in den einzelnen Modell-

regionen(vgl. ebd., 7). 

Die Begleitforschung zeigt, dass das Persönliche Budget von Menschen mit 

unterschiedlichen Behinderungsarten in verschiedenen Lebensphasen und –

situationen beantragt und genutzt wurde. Ein bestimmter Personenkreis 
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wurde bisher nicht ausgeschlossen und setzt sich aus folgenden Budget-

nehmern zusammen:  

Geschlecht: Insgesamt sind 54% der Budgetnehmer männlich und 46% 

weiblich, dabei sind keine geschlechtsspezifischen Unterschiede zu erken-

nen.   

Behinderungsarten: Die Hauptgruppe der Budgetnehmer sind mit 42% 

Menschen mit psychischen Erkrankungen (einschließlich der Sucht-

erkrankung), gefolgt von Menschen mit geistiger Behinderung mit 31% und 

Menschen mit körperlichen Behinderungen mit 19%. Menschen mit sonstigen 

Behinderungen, wie Hör- und Sehbehinderungen (Sinnesbeein-

trächtigungen), organischen Erkrankungen, Anfallserkrankungen oder 

Entwicklungsverzögerungen bei Kindern wird von 8% der Budgetnehmer 

genutzt.  

Pflege- und Unterstützungsbedarf: Bei einem Drittel der Budgetnutzer 

wurden neben der eigentlichen Behinderung eine oder mehrere andere Be-

hinderungen angegeben und bei ganzen 28% liegt ein Pflegebedarf vor, 

wobei davon ein Drittel die Pflegestufe III besitzt.  

Wohnsituation: Vor der Beantragung bzw. Bewilligung des Persönlichen 

Budgets lebten 77% der Personen in (eigenen) Wohnungen alleine oder mit 

ihren Eltern. Übrige Budgetnehmer lebten in ambulant betreuten Wohn-

angeboten und nur sehr wenige in stationären Einrichtungen oder Pflege-

familien.  

Beschäftigungssituation: 29% waren ohne Beschäftigung bzw. arbeitslos 

nach dem SGB III. 28% arbeiteten in Werkstätten für Menschen mit Be-

hinderungen und nur wenige arbeiteten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.  

(vgl. BMAS 2007, 7f, Metzler 2008, 21) 

Nun stellt sich die zentrale Frage, was für eine Wirkung das Persönliche 

Budget auf die Lebenswelt der Budgetnehmer hat? Die Anlässe und 

Motive können so unterschiedlich und individuell sein, wie die Lebenswelt 

eines jeden selbst. So ist es bei dem einen der Wunsch nach einem eigen-

ständigen Leben im eigenen Wohnraum und bei einem anderem der Wunsch 

in die Diskothek begleitet zu werden, wiederum ein anderer sucht nach einer 

Einstellung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Das Bundesministerium für 
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Arbeit und Soziales hat fünf Kategorien zusammengefasst, in denen Beweg-

gründe erkennbar sind. Es teilt diese in: 

 Passende(re) Hilfen  

- Individuelle Lösungen 

- Zeitliche Flexibilität und 

- Auswahl der Personen 

 Sicherstellung der Versorgung und Stabilität 

 Aktivitäten und Teilhabe 

 Selbstständige Lebensführung 

 Entlastung des sozialen Umfeldes (vgl. BMAS 2007, 210). 

Der Wunsch passendere Hilfe zu bekommen,  sticht dabei heraus. Dies liegt 

höchstwahrscheinlich daran, dass vorhandene Hilfen nicht den individuellen 

Bedürfnissen und vorhandenen Ressourcen entsprechen und zu einer Un-

zufriedenheit führen. Das Motiv der Sicherstellung von Versorgung wir bei 

fast einem Drittel in Krisensituationen oder als Übergangslösung genutzt. 

Aktivitäten und Teilhabe ist das Motiv, von dem sich die Menschen mit Be-

hinderung vor allem erwarten mobiler und aktiver zu werden und somit ihre 

Freizeitgestaltung zu verbessern. Das Motiv der Selbstständigen Lebens-

führung dient häufig zu einem Übergang um von stationären Wohnformen 

oder aus der Herkunftsfamilie in eine selbstständige Wohnform zu wechseln. 

Die Entlastung des sozialen Umfeldes ist ausschließlich bei Menschen mit 

geistiger Behinderung vorzufinden, was auf die Angaben von Angehörigen 

oder Bezugspersonen zurückzuführen ist (vgl. ebd., 210 ff). In der weiteren 

Befragung äußerten sich die Budgetnehmer dazu, wie sich  ihre Lebens-

situation mit dem Persönlichen Budget verändert hat und hier antworteten 

80% das es sich zum Positiven verändert hat. Nur 8% empfinden das sich 

ihre neue Lebenssituation zum positiven und negativen verändert hat und nur 

5% empfinden es mit einem Persönlichen Budget als negativ (vgl. ebd., 215). 
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4.5.2 Beteiligte Leistungsträger, Leistungen und Budgetbemessung 

Die im Forschungsbericht (von Juli 2007) erfassten Persönlichen Budgets 

wurden zu 95 % von einem zuständigen Leistungsträger bewilligt. Nur 5% 

wurden als trägerübergreifende Persönliche Budgets von meist zwei beauf-

tragten Leistungsträgern erhalten. Dabei ist zu erwähnen, dass der Sozial-

hilfeträger fast an allen bewilligten Persönlichen Budgets beteiligt ist. So ist 

es bei den trägerübergreifenden Budgets fast zu 100% und bei den ein-

fachen Budgets zu 94% (vgl. BMAS 2007, S. 8f, S.90 / Metzler 2008, 22). 

Bei den bewilligten Budgets kann man im Wesentlichen zwischen zwei 

Leistungsarten der Sozialhilfe unterscheiden. Zum einen die „Ambulante 

Eingliederungshilfe im häuslichen Bereich“ und zum anderen „Leistungen zur 

Teilhabe in der Gesellschaft“. Darüber hinaus werden außerhalb der Sozial-

hilfe das „Pflegegeld“ der Pflegeversicherung und die „Arbeitsassistenz“ der 

Bundesagentur für Arbeit bzw. des Integrationsamtes bewilligt (vgl. BMAS 

2007, 8). Dabei haben schon drei Viertel der Budgetnehmer vor der 

Beantragung des Persönlichen Budgets Sachleistungen in Anspruch ge-

nommen, die dann in ein Persönliches Budget „umgewandelt“ wurden. 24% 

haben das Persönliche Budget erstmals als Leistung beantragt (vgl. ebd.). 

Schaut man sich die Verfahren zur Budgetbemessung an, so kann hier keine 

einheitliche Vorgehensweise festgestellt werden. Ähnlich wie im 

Sachleistungsverfahren werden hier die Budgets an Stundensätzen oder 

Pauschalbeträgen gemessen, die an den verschiedenen Stufen der Hilfs-

bedürftigkeit oder der Art der Behinderung festgelegt werden (vgl. ebd., 10).   

In den Modellregionen beträgt ein durchschnittliches Budget ungefähr 1.041€ 

und außerhalb der Modellregionen 860€. Die Budgets erstrecken sich dabei 

von 36€ bis zu 13275€ innerhalb und 50€ bis 12150€ außerhalb der Modell-

regionen. Dabei liegt  die Hälfte der Budgets unter 600€ und nur wenige über 

1000€. Die eher seltenen Budgets, die über 5000€ gehen sind in der Regel 

trägerübergreifende Komplexleistungen mit Hilfe zur Pflege. Folgende 

Faktoren lassen sich im Zusammenhang bei der Bestimmung der Höhe eines 

Persönlichen Budgets  erkennen: 
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 Die Budgethöhe richtet sich nach der Anzahl der jeweiligen Budget-

leistungen (Je mehr Leistungen, desto höher das Budget) 

 Gewisse Leistungen, wie Pflegeleistungen, gehen in einem 

Persönlichen Budget als höhere Budgetsumme ein 

 Trägerübergreifende Persönliche Budgets sind in der Regel um ein 

vielfaches höher bemessen als Budgets in Einzelzuständigkeiten (vgl. 

BMAS 2007, 10) 

 

4.5.3 Budgetberatung und Unterstützung 

Das Persönliche Budget soll zum einen individuelle Teilhabeleistungen und 

zum anderen den Bedarf an Information, Beratung und Unterstützung ab-

decken. Dabei benötigt knapp die Hälfte aller Budgetnehmer Unterstützung 

bei der Verwaltung und Verwendung des Budgets. Doch wird genau dieser 

Bedarf nur selten als Betrag in einer Budgetbemessung des Persönlichen 

Budgets beachtet beziehungsweise angewiesen. Nach der Begleitforschung 

deckt sich dies aber nicht mit der Zielvereinbarung in der es heißt: 

„der Budgetnehmer entscheidet selbst und in eigener Verantwortung, 

durch wen er sich beraten lässt“ (BMAS 2007, 13).  

Ein Drittel der Budgetnehmer gab an, Beratungsbedarf während des Budget-

bezugs gehabt zu haben. Die Gründe dafür waren sehr unterschiedlich, aber 

es waren überwiegend Inhalte die sich mit der Budgetverwendung und -ver-

waltung beschäftigen (steuerliche und versicherungspflichtige Unklarheiten, 

Verwendungsnachweise usw.) (vgl.ebd.).  

35% der Budgetnehmer verwalten ihr Persönliches Budget selbst, 28% 

wurden dabei unterstützt und bei ganzen 37% wurde die Budgetverwaltung 

vollständig von anderen übernommen. Vor allem Menschen mit geistiger Be-

hinderung werden häufig bei der Verwaltung der Budgets unterstützt, so 

wurde diese zu 57% von anderen übernommen und bei 34% begleitet. Dabei 

spielen die Angehörigen und gesetzlichen Betreuer eine bedeutende Rolle, 

da sie die Unterstützung in der Regel unentgeltlich machen. Doch es können 

auch ein sozialer Dienst sowie neutrale (unabhängige) Stellen, wie 
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Selbsthilfeorganisationen oder Beratungsstellen beauftragt werden. Diese 

müssen dann aber teilweise aus Mitteln des Budgets bezahlt werden (vgl. 

ebd.).  

Es stellt sich immer wieder die Frage, wer diese Unterstützung leisten soll. 

Einige Leistungsträger sehen die Aufgabe der Budgetberatung und Unter-

stützung bei den gesetzlichen Betreuern oder durch die Beratung von 

Leistungserbringern. Das wiederrum wird von anderen Leistungsträgern auf-

grund der fehlenden Unabhängigkeit kritisiert. Diese favorisieren die 

Beratung durch unabhängige Beratungsstellen von Selbsthilfe-

vereinigungen. Während der Modelllaufzeit wurde eine ausreichende 

Deckung an Informationen und Beratung zum Persönlichen Budget durch 

Projektkoordinatoren, Stellen und Organisationen in den jeweiligen Regionen 

sichergestellt. Doch die Begleitforschung sieht in der Zukunft nicht nur im 

Vorfeld der Beantragung und bei der Antragsstellung Beratungs- und 

Unterstützungsbedarf, sondern auch in dem weiteren Verlauf mit einem 

Persönlichen Budget (vgl. ebd.). Wie schon oben angedeutet spielen dabei 

Angehörige oder gesetzliche Betreuer eine wichtige Rolle. Es ist aber davon 

auszugehen, dass nicht jeder Mensch mit Behinderung ein solches soziales 

Umfeld hat oder dieses nicht immer zwangsläufig im Sinne des Interessenten 

handelt.  

Um das Persönliche Budget weiter vorantreiben und verankern zu können, 

ist eine entsprechende Infrastruktur der Beratung und Unterstützung er-

forderlich sowie die rechtliche Klärung der Übernahme von entstandenen 

Kosten durch Beratung und Unterstützung, die in der Budgetbemessung be-

rücksichtigt werden müssen (vgl. ebd., 14). 

 

4.6 Das Persönliche Budget als Steuerungsinstrument der Inklusion 

Das Persönliche Budget als neue Leistungsform grenzt sich von den be-

stehenden pauschalisierten Unterstützungsmöglichkeiten ab und zielt bei der  

Ziel- und Hilfeplanung auf die Individualität eines jeden möglichen Nutzers 

ab. Dies bietet die Chance, dass sich die Angebote mehr an den Bedürfnis-
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sen, Wünschen und Interessen der Nutzer orientieren. Gemeindeintegriertes 

Wohnen, individuelle Freizeit- und Arbeitsassistenzen und neue attraktivere 

Unterstützungs- und Beratungsangebote werden somit denkbar. Erst durch 

eine Auswahl an Angeboten kann ein Jeder frei und selbstbestimmt ent-

scheiden, was das richtige Angebot für einen ist. Das führt dazu, dass immer 

mehr  private Anbieter oder gemeinnützige Vereine auftreten, die nicht an die 

großen Wohlfahrtsverbände angebunden sind (vgl. Kornherr 2008, 63). 

Somit verändert sich die Anbieterlandschaft seitens der Angebote als auch 

der Anbieter. Durch die Transparenz der Angebote, Entscheidungsfreiheit 

durch das Wunsch- und Wahlrecht und durch eine angemessene Begleitung 

kann die Handlungsautonomie von Menschen mit Behinderung gestärkt 

werden. Je nach Wunsch können die Budgetnehmer ihr Geld für eine 

professionelle Dienstleistung in Anspruch nehmen, über das Arbeitgeber-

modell persönliche Assistenzen einstellen oder sich ihre individuelle 

Unterstützung privat organisieren. Dadurch öffnen sich für den Nutzer 

sachliche, soziale und zeitliche Entscheidungsspielräume, in denen selbst 

entschieden werden kann welche Unterstützungsleistung wann durch wen 

erbracht werden soll (vgl. Wansing 2006, 178f) 

Durch den Wandel vom traditionellen Leistungsprinzip hin zu der neuen 

Leistungsform ergeben sich folgende Veränderungen für den Budgetnehmer: 

- Die Vertragsbeziehung zwischen dem Leistungsträger und 

Leistungserbringer wird geschwächt beziehungsweise ausgelöst. 

- Die Kundenrolle des Adressaten wird gestärkt. Er verfügt über die 

finanziellen Ressourcen beziehungsweise kann die Leistungen als 

Arbeitgeber steuern (Inhalt, Qualität und Umfang können von ihm 

bestimmt werden). 

- Die Beziehung zwischen Leistungserbringer und Adressat ver-

ändert sich. Anstatt einseitiger Fürsorge entsteht ein zweiseitiges 

Austauschverhältnis 

- Die Qualität der Leistungen wird durch die Adressaten aktiv (mit-) 

bestimmt (vgl. ebd., 178f).  
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Vor allem die Erfahrungen aus anderen europäischen Ländern zeigen einen 

Zugewinn an Selbstvertrauen und Lebensqualität sowie erweiterte 

Entscheidungsspielräume durch ein persönliches Budget auf. Das Instrument 

des Persönlichen Budgets ist zur Verwirklichung der Inklusion geeignet, da 

sie individuell angepasste Unterstützungen vorantreibt und somit die 

Teilhabechancen erhöht und ein Exklusionsrisiko vermindert.  

 

4.7 Eine kurze Zusammenfassung 

Die Einführung des SGB IX wird als Grundstein für ein bürgernahes Recht 

verstanden, das die individuelle Rechtsposition von Menschen mit Be-

hinderung stärkt und ihr Wunsch- und Wahlrecht erweitert. Die Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben kann durch den individuell bemessen 

Unterstützungsbedarf selbst eingekauft und organisiert werden. Darüber hin-

aus können Leistungen von verschiedenen Anbietern als Komplexleistung in 

Form eines trägerübergreifenden Persönlichen Budgets genutzt werden  (vgl. 

Prochnow 2009, 45). Die Erfahrungen aus den Modellprojekten in 

Deutschland zeigen das sich die Lebensqualität und ein Mehr an 

gesellschaftlicher Teilhabe mit einem Persönlichen Budget verwirklichen 

lässt. Der Erfolg ist jedoch von fundierten Beratungsangeboten und Budget-

assistenzen abhängig. Weiterhin wird deutlich, welche bedeutende Rolle die 

sozialen Dienste und Einrichtungen in dieser neuen Leistungsform spielen. 

Durch die Orientierung an den Ressourcen, Bedürfnissen und Möglichkeiten 

der Nutzer können sie deren Image aufwerten und verbessern.  
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Teil III. Konzeptionelle Überlegungen zu einer 
Informations- und Beratungsstelle, die auf den 
Ergebnissen einer Befragung zum Persönlichen 
Budget in den Landkreisen Lüneburg und 
Harburg aufbauen 

 

 

5.1  Beschreibung und Ausführung der Befragung im Landkreis 

Lüneburg und Harburg  

Aus einer Interessengemeinschaft zwischen Lea e.V., BAG UB e.V. und dem 

Lüneburger Assistenz e.V. ist geplant eine Informations- und Beratungsstelle 

zum Persönlichen Budget in den Landkreisen Lüneburg und Harburg auf den 

Weg zu bringen. Diesen Aufbau der Beratungsstelle begleite ich mit meiner 

Bachelor-Thesis empirisch. 

Ziel des „Fragebogen zum Persönlichen Budget in den Landkreisen 

Lüneburg und Harburg 2009“  war es den IST-Zustand der Einrichtungen 

und Dienste zum Persönlichen Budget in den Landkreisen zu eruieren und 

darüber hinaus ein Mitwirken der Leistungserbringer anzuregen. Die im Zeit-

raum vom 01. September – 31. Oktober 2009 (Zeitraum wurde zwischen-

durch verlängert) durchgeführte Befragung wurde als Grundlage der 

Konzeptentwicklung und als eine aktuelle Datenbank genutzt.   

 

5.1.1  Zielgruppe und Rückmeldung 

In den Landkreisen Lüneburg und Harburg wurden 63 Einrichtungen der Be-

hindertenhilfe und Pflegeeinrichtungen, die nach dem Anspruch nach §17 

SGB IX budgetfähig sind,  angeschrieben. Bei der Akquise der Dienstleistern 

5. Befragung zum Persönlichen Budget in den 

Landkreisen Lüneburg und Harburg  
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wurde darauf geachtet möglichst alle beziehungsweise den Großteil der vor-

handenen Einrichtungen und Dienste zu befragen. 

Die Rücklaufquote beläuft sich auf 25 Rückmeldungen, was 39,7 % aus-

macht. Dazu muss erwähnt werden, dass wir im Landkreis Lüneburg auch 

ambulante Pflegedienste angeschrieben haben, bei denen der Rücklauf 

gegen 0% lag. Nimmt man diese ambulanten Pflegedienste aus der Wertung, 

so erhöht sich die Rücklaufquote auf 45,5 %.  Der Grund für das nicht 

Teilnehmen an der Befragung lag nach telefonischen Anfragen daran, was 

kein Bedarf seitens Menschen mit Behinderung bei den ambulanten 

Pflegediensten besteht.  

 

5.1.2  Methode 

Als Erhebungsform wählte ich die Online-Befragung über den Adobe 

Professionell 9 aus. Alle Einrichtungen wurden in schriftlicher Form über die 

Befragung im Internet benachrichtigt. Unter dem Link www.bag-

ub.de/fragebogen konnte hier der Fragebogen im Zeitraum vom 

01.September 2009 bis zum 31.Oktober 2009 aufgerufen und per Sende-

auftrag zurückgeschickt werden. Auf Anfrage wurde der Fragebogen auch 

direkt per E-Mail an die einzelnen Einrichtungen gesendet.  

Der Fragebogen umfasste 28 Fragen auf insgesamt 10 Seiten. Den teil-

nehmenden Einrichtungen wurde natürlich  Anonymität der einzelnen 

Ergebnisse zugesagt. 

Der Fragebogen zum Persönlichen Budget teilte sich in vier Abschnitte: 

1. Allgemeine Fragen zur Einrichtung 

2. Fragen zum Persönlichen Budget 

3. Fragen zur Informations- und Beratungsstelle 

4. Fragen zur eigenen Meinung zum Persönlichen Budget 

11 der 28 Fragen wurden in geschlossener Form gestellt, wobei es bei 3 

Fragen eine offene Ergänzungsmöglichkeit gab. Bei 12 Fragen waren 

mehrere Ankreuzmöglichkeiten gegeben und 4 Fragen wurden offen gestellt 
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und gaben die Chance freie Kommentare abzugeben. Eine Frage diente der 

Datenaufnahme der Dienstleistungseinrichtungen und wird im Rahmen 

dieser BA- Thesis nicht ausgewertet um die Anonymität zu gewährleisten.  

 

5.2    Auswertung 

Die von Adobe Professionell 9 zurückgemeldeten Daten wurden in Excel 

exportiert und durch Diagramme, Tabellen und anonymisierte Zitat-

sammlungen ausgewertet. 

Für die konzeptionellen Überlegungen werde ich nur ausgewählte 

Ergebnisse aufführen, die als Grundlage dienen werden. Einen großen Teil 

dieser Ergebnisse wurden am 26.02.2010 den beteiligten Einrichtungen und 

Diensten, ausgewählten Leistungsträgern aus dem Landkreis Lüneburg und 

Harburg (Agentur für Arbeit, Integrationsämter und ähnliche), der regionalen 

Politik und Interessierten präsentiert.   

 

 

5.2.1  Auswertung der geschlossenen Fragen: 

 Frage 1.6: Auf welche Zielgruppe ist ihre Einrichtung ausgelegt? 
 

Das erste Diagramm spiegelt  die Zielgruppen der einzelnen Einrichtungen 

wieder. Hier kann beobachtet werden, das mit dem steigenden Alter der 

Menschen mit Behinderung auch die Angebotspalette steigt, vor allen die für 

Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen. Hingegen nehmen die An-

gebote für Menschen mit einer Lernbehinderung im hohen Alter fast gänzlich 

ab.  

Abb. 4: 

Zielgruppe der 

einzelnen 

Dienstleistungs-

erbringer 
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Frage 2.1: Wie schätzen Sie selbst Ihren Informationsstand zum 
Persönlichen Budget ein? 
 

Abb. 5: 

Informationsstand der 

einzelnen Einrichtungen und 

Dienste im Landkreis 

Lüneburg und Harburg  

 

 

 

 

Diese Grafik zeigt das 8% sehr gut und 25 % gut über das Persönliche 

Budget informiert sind. 46 % sind nur ausreichend und 21% sind sogar nur 

wenig informiert. Geht man davon aus, dass ein Bedarf an Beratung zum 

Persönlichen Budget bei den Menschen mit Behinderung in den einzelnen 

Einrichtungen und Diensten besteht, so wäre es wünschenswert das diese in 

Zukunft besser informiert sind. 

 

 

Frage 2.3: Werden in Ihrer Einrichtung zurzeit Angebote für Menschen 
mit Behinderung über das Persönliche Budget angeboten? 
 

Abb. 6: Anzahl der 

Einrichtungen, in denen es 

Angebote über das 

Persönliche Budget genutzt 

werden 

 

 

Auf diese Frage antworteten 21 Einrichtungen mit nein und vier Ein-

richtungen mit ja. Dieses Diagramm zeigt ganz eindeutig, dass vergleichs-
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weise wenige Einrichtungen Umgang mit dem Persönlichen Budget bisher 

hatten.  

 

Frage 1.4 Auf welche Schwerpunkte ist Ihre Einrichtung ausgerichtet? 
Frage 2.4 Welche Angebote werden über das Persönliche Budget ge-
nutzt? 
 

In der Auswertung habe ich die Frage 1.4: ‚Auf welche Schwerpunkte ist Ihre 

Einrichtung ausgerichtet?‘  und die Frage 2.4 ‚Welche Angebote werden über 

das Persönliche Budget genutzt?‘ zusammengefügt um deutlich zu machen 

in welchen Bereichen Angebote schon über das Persönliche Budget genutzt 

werden und in welchen Bereichen nicht. Um die einzelnen Bereiche über-

sichtlich darzustellen, wurden die Angebote in die folgenden vier Bereiche 

Wohnen, Arbeit und Bildung, Freizeit und Sonstige Angebote geteilt.  

Durch die blauen Balken sind die einzelnen Angebote, die in den Ein-

richtungen angeboten werden, kenntlich gemacht. Durch die roten Balken 

sind die Anzahl der Einrichtungen gekennzeichnet, in denen Angebote über 

das Persönliche Budget laufen. 

Bereich Wohnen: 

Bei den Angeboten im Bereich Wohnen gibt es zwei Einrichtungen in denen 

das ambulante Wohnen über das Persönliche Wohnen läuft. In allen anderen 

Bereichen des Wohnens werden noch keine Leistungen über das 

Persönliche Budget genutzt. 

 

 

 

 

 

 

Abb. 7: Angebote im Bereich Wohnen  
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Bereich Arbeit: 

Das Gebiet der Arbeit und Bildung ist sehr vielfältig und wie die Grafik zeigt 

sind hier die meisten Angebote seitens der Leistungserbringer zu finden.  

Die Studienassistenz, Gestützte Kommunikation, Arbeitsassistenz und die 

Begleitung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sind Angebote die in jeweils 

einer Einrichtung angeboten werden. In Zwei Einrichtungen/Diensten wird die 

Schulassistenz über das Persönliche Budget durchgeführt. 

 

Abb. 8: Angebote im Bereich Arbeit und Bildung 

 

Bereich Freizeit: 

Im Bereich Freizeit sind auch einige vorhandene Einrichtungen in denen 

Persönliche Budgets vergeben sind. So wurden bisher im Bereich Freizeit-

fahrten Angebote über das Persönliche Budget genutzt und einige Freizeit-

angebote laufen zurzeit noch über das Budget.  
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Unter ‚Andere Angebote der Freizeitgestaltung‘ wurden folgende Angebote 

genannt: 

- Kurse 

-  Heiminterene Veranstaltungen 

-  Mobile Dienste 

-  Familienentlastender Dienst 

- Individuelle Freizeitgestaltung  

- Selbsthilfegruppen 

-  Veranstaltungen 

-  Fortbildungen 

-  Angebote für Menschen mit und ohne Behinderung  

 

Sonstiger Bereich: 

Unter dem Bereich ‚Sonstige Angebote‘ sind die Angebote Pflegedienste, 

Frühförderung, Beratungsstelle und Andere Angebote zusammengefasst. 

Auch hier gibt es im Bereich der Anderen Angebote eine Einrichtung in der 

ein Angebot über das Persönliche Budget läuft. 

Abb. 9: Angebote im Bereich Freizeit 
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Abb. 10: Angebote im sonstigen Bereich 

In der folgenden Tabelle sind auf der linken Seite Angaben die zu den 

‚Anderen Angeboten‘ gemacht wurden und im rechten Bereich sind alle an-

gegebenen Beratungsstellen zu finden. 

 

Andere Angebote Beratungsstellen 
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- Pflegeberatung 

- Sozialberatung 

- Wohnberatung 

- Suchtberatung 

- Schuldnerberatung 

- Schwangeren- und Ehe-

beratung 

- Lebensberatung 

- Selbsthilfekontaktstellen 

- Beratung in besonderen 

Lebenslagen 

- Kurvermittlung 

4

0

1

6

5

0

0

0

0

1

0 1 2 3 4 5 6 7

Ambulanter Pflegedienst

Stationäre Pflegeeinrichtung

Frühförderung

Beratungsstelle

Anderes Angebot

Sonstige Angebote

Angebot über das 
Persönliche 
Budget

Allgemeines 
Angebot

Anzahl der Angebote

Tab. 2: Weitere Angebote und Beratungsstellen 
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Frage 2.9: Wenn nein, warum bieten Sie bis jetzt keine Leistungen über 
das Persönliche Budget an? (Folgefrage auf die Frage 2.3: Werden in Ihrer Ein-
richtung zurzeit Angebote für Menschen mit Behinderung über das Persönliche Budget an-
geboten? 

 

Tab. 3: Gründe, warum kein Persönliches Budget genutzt wird 

Besonders auffällig sind hier die Gründe: 

- Weil kein Interesse seitens der möglichen Nutzer bestand und  

- Aus organisatorischen Gründen 

In Gesprächen mit einzelnen Dienstleistungserbringern wurde ebenfalls 

häufig erwähnt, dass es den einzelnen Einrichtungen und Diensten schwer 

fällt ihre Leistungen zu modularisieren und als einzelne Teilleistungen an-

Gründe  Insgesamt 

Weil bisher kein Interesse seitens der möglichen  
Nutzer /Angehörigen bestand  
 

 
14 

 
Weil bisher kein Interesse seitens unserer Einrichtung bestand  
 
 

 
6  

 
Weil wir nicht ausreichend informiert sind über das Persönliche 
Budget  
 

 
5  

 
Aus betriebswirtschaftlichen Gründen, die durch das Persönliche 
Budget entstehen könnten  
 

 
1 

 
Weil der einzelne Hilfebedarf zu groß war/ist  
 
 

 
0  

 
Aus organisatorischen Gründen in der Einrichtung 
(z.B. wir bieten unsere Leistungen nicht modularisiert an) 
 

 
8 

 
Weil wir nicht wissen wie wir unsere Angebote verpreislichen 
können  
 

 
2  

 
Aus anderen Gründen  
 
 

 
5 
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zubieten. Die Gründe dafür seien strukturbedingt und aus Angst vor Lohn-

dumping, was dazu führen würde, das die Kosten nicht mehr ausreichend 

gedeckt werden können.  

Zu dem Punkt ‚Weil kein Interesse seitens der möglichen Nutzer bestand‘ ist 

zu erwähnen, dass nur sehr wenig Beratung in den Landkreisen Lüneburg 

und Harburg zum Persönlichen Budget stattfindet. Die einzelnen Dienste und 

Einrichtungen gehen davon aus, dass ein Großteil der möglichen Nutzer gar 

nicht oder nur wenig informiert ist. Einzelne Angehörige berichteten darüber 

hinaus, dass ihnen in der Beratung zum Persönliche Budget vermittelt wurde, 

das sie damit als Arbeitgeber fungieren müssen und dies nicht so einfach 

wäre, was sie im Endeffekt davon abgehalten hat ein Persönliches Budget zu 

beantragen.   

 

Frage 2.10: Wünschen Sie sich, dass Ihre Angebote über das 

Persönliche Budget in Zukunft genutzt werden? 

 

Wenn ja, was tun Sie dafür?  

(14 Antworten) 

Wenn nein, warum nicht? 

(6 Antworten) 

 

- Informationsstand verbessen (Fort- 

und Weiterbildungen, Gespräche mit   

Experten) 

- Es werden Klienten über das An-

gebot des PB informiert 

- Modularisierung der Angebote    

    (Leistungskataloge werden erstellt) 

- Interne Arbeitsgruppen  

- Beobachtung der Umsetzung des    

     Persönlichen Budgets 

   

 

 

- es wird ein Preiskampf unter den 

Anbietern befürchtet (Lohndumping) 

- kein Interesse der Budget-

nehmerInnen  

- der Aufwand mit dem PB ist zu groß 

- Leistungen werden als Kompakt-

pakete angeboten 

- es müssen erst Rahmen-be-

dingungen rechtlicher, 

wirtschaftlicher und 

organisatorischer Art geschaffen 

werden, um budgetfähige Leistungs-

bereiche in einer stationären Ein-

richtung umsetzen zu können. 
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22

3

0 10 20 30

Ja

Nein

Ja

Nein

- es stehen keine räumlichen 

Ressourcen zur Verfügung  

- es passt nicht zu dem momentanen   

Beratungsansatz 

Tab. 4:Überblick über weiter Handlungsvorgänge   

Diese Tabelle zeigt ganz deutlich die Ängste der einzelnen Dienste und Ein-

richtungen. Es wird ein Preiskampf befürchtet und der Qualitätsverlust. Es 

herrscht eine große Unsicherheit seitens der Dienstleistungserbringer, da die 

Umstellung von dem Sachleistungsprinzip zu der neuen Leistungsform 

strukturelle Veränderungen bedeutet, vor allem für stationäre Wohn-

einrichtungen.  

Im persönlichen Kontakt wurde immer wieder deutlich, dass es den einzelnen 

Einrichtungen schwer fällt einen Anfang hin zum Persönlichen Budget zu 

finden, es wird vielmehr erst geschaut wie sich die anderen Einrichtungen 

und Dienste verhalten. 

 

Frage 3.1: Sind Sie interessiert an einem Beratungsangebot zum 
Persönlichen Budget? 

 

Abb. 11: Interesse an einem 

Beratungsangebot zum Persönlichen 

Budget 

 

 

 

Das Interesse an einer Informations- und Beratungsstelle ist groß im Land-

kreis Lüneburg und Harburg. Nur zwei Einrichtungen/Dienst haben mit ‚nein‘ 

geantwortet, wobei erwähnt werden muss, dass diese Einrichtungen/Dienste 

zu einem Träger gehören. Großes Interesse besteht vor allem in der 

Beratung zur Modularisierung der Angebote und zur Beratung der möglichen 

Nutzer. Einrichtungen und Dienste die schon etwas besser informiert über 
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das Persönliche Budget sind fühlen sich nicht in der Lage ergebnisoffen zu 

beraten. 

Es gab bei unserer Umfrage sogar einzelne Einrichtungen und Dienste, da-

runter ein großer Dienstleister in der Behindertenhilfe, die uns telefonisch 

mitteilten, das das Persönliche Budget für ihr Klientel gar nicht in Frage 

kommt, da sinngemäß die Art und Schwere nicht geeignet wäre für ein 

selbstständiges Leben in eigener Verantwortung. Daher bestand für diese 

kein Interesse an der Beteiligung der Befragung zum Persönlichen Budget.  

 

Frage 3.2: Was ist Ihrer Meinung nach am wichtigsten für eine 
Informations- und Beratungsstelle zum Persönliche Budget? (Bitte 
haken Sie bis zu fünf Felder ab die ihnen wichtig sind) 

 

Inhalt der Antwortmöglichkeiten Antworten 

Informationen zu rechtlichen Fragen für Menschen mit 

Behinderung 

19 

Informationen zu rechtlichen Fragen für Ihre Einrichtung 

 

14 

Informationen zur Finanzierung für Menschen mit Behinderung 

 

16 

Informationen zur Modularisierung von Angeboten der 

Einrichtung 

11 

Unterstützung ggf. Begleitung bei Beantragung + Bemessung des 

Persönlichen Budgets für den Nutzer 

14 

Beratung für mögliche Nutzer zur Lebensplanung und 

Unterstützungsplanung 

7 

Eine Vernetzung mit anderen Beratungsstellen im Gemeinwesen, 

Schulen und Behindertenbeiräten 

10 

Regelmäßige Fort- und Weiterbildungen 

 

8 

Forum für regionale Dienste/Einrichtungen, um Angebote der 

jeweiligen Kernkompetenzen zu vernetzen 

8 

Anderes 

 

1 

Tab. 5: Schwerpunkte für eine Informations- und Beratungsstelle 
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Auch diese Tabelle bestätigt den Beratungsbedarf zum Persönlichen Budget, 

gefolgt von der Modularisierung der Angebote und der Begleitung und Unter-

stützung der Nutzer bei der Beantragung/Bemessung  des Persönlichen 

Budgets. 

 

5.2.2 Auswertung der offenen Fragen  

 

Frage 3.4: Welche Möglichkeiten haben Sie um ein professionelles 
Beratungsangebot finanziell, räumlich und sachlich zu unterstützen? 

 

In dieser Frage kann ich aus Datenschutz nur einige ausgewählte 

Ergebnisse präsentiere oder bzw. werde ich die Antworten in Kategorien zu-

sammenfassen und anonymisiert darbieten. 

3.4.1 Finanziell, in welcher Höhe? 

Finanziell kann die Informations- und Beratungsstelle von niemandem unter-

stützt werden. Auch wurden seitens der Dienstleister keine Vorschläge zur 

Finanzierung aufgezeigt. 

3.4.2 Räumlich, mit welchen Möglichkeiten? 

Auf diese Frage antworteten 10 Einrichtungen die räumliche Ressourcen 

(Bürokapazitäten, Gruppenräume und Besprechungsräume) für eine 

Informations- und Beratungsstelle zur Verfügung stellen könnten. Darunter 

wurden zentrale Orte wie Winsen, Buchholz, Salzhausen und Lüneburg ge-

nannt. 

3.4.3 Sachlich, welche Materialien könnten es sein? 

Auf diese Frage antworteten 6 Einrichtungen mit unterschiedlichen 

sachlichen Ressourcen, die sie zur Verfügung stellen können. 

Darunter waren folgende Ressourcen 

1. Verlinkung auf der Homepage 



 

57 
 

2. Alle Materialien die sich in dem Büro (das zur auch als räumliche 

Ressource angeboten wurde) befinden stehen zur Verfügung 

3. Zweimal würde eine Druckerei angeboten, in der je nach Größe und 

Umfang Druckaufträge als Spende genutzt werden können 

4. Eine Einrichtung bot als sachliche Möglichkeit Kaffee und Kekse 

5. Und eine Einrichtung äußerte unter diese Frage eher einen Wunsch, 

bei dem es um einen öffentlichen PC mit Internet geht 

 

Die folgenden Fragen habe ich aus Interesse zum Verständnis des 

Persönlichen Budgets sowie zur freien Meinungsäußerung bereit gestellt. 

Dabei wird im Großen und Ganzen das Persönliche Budget sehr positiv be-

wertet, vor allem aus der Sicht der betroffenen Menschen. Hilfen, 

Unterstützungsleistungen und Angebote können passgenauer an die 

Wünsche und Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung angepasst 

werden. Selbstbestimmtes Leben, Teilhabe an der Gesellschaft und mehr 

Auswahlmöglichkeiten sind auch hier die Hoffnungen in das Persönliche 

Budget. 

Negativ bewertet wird das ein Mangel an Beratung und Unterstützung der 

möglichen Nutzer besteht und das es somit bestimmte Gruppen von 

Menschen mit Behinderung ausschließt.   

 

Frage 4.1: Bietet ihrer Meinung nach das Persönliche Budget als neue 
Leistungsform die Chance für mehr Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderung am Leben in der Gesellschaft? 
 

Ja, weil: 

1. Da Betroffene besser trägerunabhängig Leistungen beziehen können und 

bestenfalls mehr Informationen zu Hilfsangeboten bekommen. Mehr 

Transparenz.  

2. Zum Teil im Ambulanten Bereich, da passgenauer 

3. Das PB ist im Ansatz richtig. Verantwortliche Träger haben diesen Trend 

immer gestützt. Der … nannte dies: Normalitätsprinzip.  
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4. Menschen mit Behinderung individuell und nach ihren Bedürfnissen "ein-

kaufen" können 

5. Individuellere und passgenauere Hilfe- und Unterstützungssysteme 

kreiert werden können; neue, personenbezogene, flexiblere Lösungen er-

arbeitet und gestaltet werden können 

6. Sie eigenständig entscheiden, was und wen Sie mit dem Geld bezahlen. 

Es kann ein selbstbestimmteres Leben bedeuten. 

7. Z.B.: Die Menschen so die Möglichkeit haben, noch gezieltere 

Maßnahmen in Anspruch zu nehmen. 

8. Aber nur, wenn die Menschen über die Angebote und Möglichkeiten in-

formiert sind und wirklich zwischen verschiedenen Angeboten wählen 

können. 

9. Mehr Selbstbestimmung, ein wichtiger Teil der Teilhabe 

10. Mehr Freiheit zur Selbstbestimmung. 

11. Dadurch individuelle Bedürfnisse und Teilhabe ermöglicht werden  

12. Die Vielfalt der Angebote und damit die Attraktivität für die Nutzer könnten 

sich vergrößern. Selbstbestimmung wird nur durch Wahlmöglichkeiten 

realisiert. Diese hängen allerdings nicht vorwiegend von der Leistungs-

form ab. 

13. Er mit der Entscheidung auch die Verantwortung seiner Dienstleistungen 

trägt. Dazu ist allerdings auch eine fachlich fundierte Beratung aller 

Dienstleistungsangebote in der Region für den Personenkreis notwendig. 

14. Es unter der Voraussetzung geringer bürokratische Hürden zu mehr 

Selbstbestimmung führen könnte. 

15. Es die Menschen in ihrer Handlungsautonomie stärkt, sie somit weniger 

Abhängig sind. 

16. Auch Aktivitäten selbstbestimmt gefördert werden können, die nicht von 

bisherigen Trägern angeboten werden 

17. Mehr Eigenverantwortung, selbstbestimmtes Leben 

18. Ich erwarte, dass sich in Zukunft mehr Menschen selbstbestimmt für An-

gebote entscheiden werden, die nicht spezialisiert für behinderte 

Menschen sind 
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19. Der Mensch mit Behinderung die ihm zustehenden Leistungen zur 

Deckung seines behinderungsbedingten Bedarfs direkt, d. h. als Geld-

betrag selbst verhandeln und einkaufen kann 

 

Nein, weil: 

1. Es zu Lasten der bundesweiten Interessensvertretung, die durch die Ver-

bände geleistet wird, geht. Kommunalisierung und Individualisierung (wie 

im P.B.) werden instrumentalisiert. Wir erleben einen 

Entsolidarisierungstrend und das PB ist leider auch ein Baustein dazu. Ich 

befürchte, dass wir alle nur nützliche Idioten der Kostensparer sind. Ich 

würde dies aber lieber in einem Gespräch erläutern wollen, das Thema 

sprengt den Fragebogenumfang 

2. Die zur Verfügung stehenden Mittel nicht mehr werden 

3. Risiko: Nur ein 'ausgewählter' Personenkreis hat schon jetzt, also auch 

ohne PB, viele Wahlmöglichkeiten. Das Ganze bleibt Menschen mit 

relativ geringem Hilfebedarf vorbehalten. Risiko: Das PB wird seitens des 

Leistungsträgers vorrangig als Einsparmöglichkeit genutzt. 

4. Nicht unbedingt, Wahlmöglichkeiten hat es auch jetzt schon, viele 

potentielle Budgetnehmer sind mit dem Konstrukt überfordert 

5. Die bürokratischen Hürden zurzeit eher höher sind und es viele un-

geklärte Abläufe gibt. 

6. Für die meisten Menschen ist das Persönliche Budget nicht handhabbar 

 

Frage 4.2: Wird durch die neue Leistungsform ‚Persönliches Budget‘ 
die Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen gestärkt? 

 

Ja, weil: 

1. Ja, weil sie wählen können und mehr Möglichkeiten bekommen. Mehr 

Transparenz, mehr Eigenverwaltung, mehr Entscheidungsfreiheit. So 

sollte es jedenfalls sein.  

2. Zum Teil, es hängt von der Qualität und Interessenlage der Beratung ab 
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3. Das PB ist im Ansatz richtig. Verantwortliche Träger haben diesen Trend 

immer gestützt. Der … nannte dies: Normalitätsprinzip. 

4. Sie eine größere Freiheit bei der Auswahl der Leistungen und Anbieter 

haben. 

5. Die Angebotsstruktur für Leistungen sich erweitern wird und somit der 

Mensch mit Behinderung die Möglichkeit der Wahl zwischen ver-

schiedenen Anbietern erhalten wird. 

6. Ab dem Zeitpunkt, ab dem es durch ist, besteht mehr Selbstbestimmung. 

Insgesamt ist es aber noch abzuwarten, wie genau die Praxis aussieht.  

7. Aber nur, wenn die Menschen über die Angebote und Möglichkeiten in-

formiert sind und wirklich zwischen verschiedenen Angeboten wählen 

können. 

8. Teilnehmer kann selbst entscheiden was gut für ihn, anstatt fremd-

bestimmt zu werden. 

9. Es auf mehr Wettbewerb ausgelegt ist und die Rolle des MmB als 

Entscheider gestärkt wird. 

10. Der Budgetnehmer entscheiden kann, welche Unterstützungsform für ihn 

zutreffend ist und er dafür auch die Verantwortung trägt. 

11. Bedingt für die, die sich aktiv für ihre Interessen einsetzen können bzw. 

eine Budgetassistenz haben 

12. Auch Aktivitäten selbstbestimmt gefördert werden können, die nicht von 

bisherigen Trägern angeboten werden 

13. Die eigene Entscheidung des behinderten Menschen bekommt viel mehr 

Bedeutung, er wird vom Klient zum Kunden. 

14. Der Mensch mit Behinderung ein Wahl- und Wunschrecht hat zu ent-

scheiden, was für ihn selbst wichtig und notwendig ist. 

 

Nein, weil: 

1. Anderseits können neue Abhängigkeiten entstehen, da das Verfahren für 

viele Betroffene zu kompliziert ist.  

2. Es zu Lasten der bundesweiten Interessensvertretung, die durch die Ver-

bände geleistet wird, geht. Kommunalisierung und Individualisierung (wie 

im P.B.) werden instrumentalisiert. Wir erleben einen 
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Entsolidarisierungstrend und das PB ist leider auch ein Baustein dazu. Ich 

befürchte, dass wir alle nur nützliche Idioten der Kostensparer sind. Ich 

würde dies aber lieber in einem Gespräch erläutern wollen, das Thema 

sprengt den Fragebogenumfang 

3. Risiko: Die Beratung zum PB und die Budget-Assistenz sind vor allen 

Dingen für Menschen mit einer geistigen Behinderung nicht ausreichend 

oder gar nicht verankert. 

4. Weil Hilfe für die Beantragung und Durchführung noch dringender zu 

empfehlen ist 

5. Der Organisationsaufwand recht hoch sein kann, ohne entsprechende 

Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten wird das schwer 

 

Frage 4.3: Erhalten Menschen mit Behinderung durch das Persönliche 
Budget die Möglichkeit das Wunsch und Wahlrecht umfassender aus-
zuüben? 
 

Ja, weil: 

1. Ja, weil sie wählen können und mehr Möglichkeiten bekommen. Mehr 

Transparenz, mehr Eigenverwaltung, mehr Entscheidungsfreiheit. So 

sollte es jedenfalls sein.  

2. Zum Teil, weil auch dies von der Interessenlage des Beraters abhängt  

3. Vielleicht 

4. Theoretisch natürlich - ich habe allerdings Zweifel an der Fähigkeit des 

Einzelnen, das Thema Budget zu bewältigen - hier müsste die Beratungs-

stelle in erheblichem Umfang ansetzen  

5. Die Angebotsstruktur für Leistungen sich erweitern wird und somit der 

Mensch mit Behinderung die Möglichkeit der Wahl zwischen 

verschiedenen Anbietern erhalten wird. 

6. Sie können meines Wissens eher wechseln (insgesamt). Gleichzeitig 

werden sie aber auch an das Budget für einen Zeitraum gebunden. 

7. Auf jeden Fall: Wie gesagt, Teilnehmer kann selbst bestimmen, welche 

finanziellen Mittel wo eingesetzt werden.  

8. Wenn es so umgesetzt wird, wie vom Gesetzgeber gewollt 
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9. Nur wenn es eine umfassende Palette der Leistungsangebote in der 

Region für den Personenkreis gibt. 

10. Bei Kenntnis der rechtlichen Rahmenbedingungen 

11. Funktioniert aber nur, wenn alle auf ein entweder oder verzichten 

12. Sie selbst bestimmen können 

13. Der Mensch mit Behinderung ein Wahl- und Wunschrecht hat zu ent-

scheiden, was für ihn selbst wichtig und notwendig ist. 

 

Nein, weil: 

1. Vielleicht 

2. Weil die Betroffenen meiner Ansicht nach nicht genügend Informationen 

haben und ich den Eindruck habe, dass es nicht ausreichende Angebote 

gibt, um wirklich ein Wahlrecht wahrzunehmen.  

3. Das Wunsch- und Wahlrecht nicht vom PB abhängt sondern von der Viel-

falt der Angebote und deren Durchlässigkeit. 

4. Es wird auch hier Grenzen der Finanzierbarkeit geben 

5. Bei Unkenntnis der rechtlichen Rahmenbedingungen 
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6. Konzeptionelle Überlegungen zu einer Informations- 

und Beratungsstelle zum Persönlichen Budget in 

den Landkreisen Lüneburg und Harburg  

 

6.1 Einführung 

Der Ausbau der Informations- und Beratungsstelle zum Persönlichen Budget 

in den Landkreisen Lüneburg und Harburg befindet sich momentan noch im 

Entstehungsprozess. Im weiteren Verlauf stelle ich erste konzeptionelle 

Überlegungen sowie einen aktuellen Ausblick auf neue Veränderungen an.  

Die Auswertung des Fragebogens zeigt, dass ein hoher Bedarf an einer 

Beratungsstelle zum Persönlichen Budget besteht. Zum Einen damit 

Menschen mit Behinderung die Chance einer unabhängigen Beratung nutzen 

können und zum Anderen als Beratung für Einrichtungen und Dienste vor 

Ort.  

 

6.2 Konzeptionelle Überlegungen 

 

6.2.1 Rechtsform/Träger 

Für die unabhängige Beratung zum Persönlichen Budget wird ein gemein-

nütziger Verein gegründet, der die Inklusion von Menschen mit Behinderung 

fördert. Dieser wird als rechtsfähiger Verein beim Amtsgereicht eingetragen. 

Schwerpunkte des gemeinnützigen Vereins soll die Beratung zum 

Persönlichen Budget für Menschen mit Behinderung und deren Angehörige 

sein, die Beratung von Einrichtungen und Diensten und die Vernetzung mit 

anderen Beratungsstellen in den Landkreisen.   

 

6.2.2 Standort und Räumlichkeiten 

Für den Standort gibt es mehrere Möglichkeiten. Bei der Umfrage zum 

Persönlichen Budget  in den Landkreisen Lüneburg und Harburg wurden der 
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Beratungsstelle mehrere Angebote für Gruppenräume, Bürokapazitäten und 

frei verfügbare Räume angeboten. Darunter wurden zentrale Orte wie 

Lüneburg, Winsen, Buchholz, Salzhausen und Putensen genannt. Wichtig 

ist, dass die Informations- und Beratungsstelle für Menschen mit Be-

hinderung gut zugänglich ist. Das heißt es muss eine gute Verkehrs-

anbindung vorhanden und der Zugang barrierefrei sein. Da die Beratungs-

stelle zwei Landkreise bedienen möchte, wäre es denkbar eine „wandernde“ 

Beratungsstelle einzurichten. Diese ist an ein Zentralbüro angeschlossen, 

aber an mehreren Tagen in der Woche an unterschiedlichen, leicht zugäng-

lichen Orten anzutreffen. 

   

6.2.3 Leitlinien 

 

 Alle Menschen haben das Recht  gleichberechtigt und fair be-

handelt zu werden 

 Die Beratung wird für jeden Einzelnen zugeschnitten und 

individuell gestaltet  

 Die Zukunfts- und Lebensplanung ist die Basis für die Beratung 

 Biographiearbeit und eine Ressourcenerschließung sind wichtige 

Bausteine in der Zusammenarbeit 

 Die Bedürfnis- und Interessenlagen werden ernst genommen und 

respektiert 

 Der zu Beratende entscheidet eigenverantwortlich und selbst-

bestimmt 

 Die Beratung ist auf alle Lebensbereiche und die Teilhabe an der 

Gesellschaft ausgerichtet. 

 Menschen mit Behinderung werden, im Sinne des Empowerments, 

in ihrer Position gestärkt ihre Lebensentwürfe umzusetzen 

 Die Beratung von Menschen mit Behinderung findet im Sinne des 

Inklusionsgedankens statt 
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6.2.4 Zielgruppe des Beratungsangebots 

Zielgruppen der Beratungsstellen sind: 

 Menschen mit Behinderung jeden Alters (Kinder, Jugendliche, 

Erwachsene und Senioren) und unabhängig von Art und Umfang der 

Unterstützung 

 Menschen mit Behinderung, die bisher noch keine Leistungen in 

Anspruch genommen haben 

 Eltern, Angehörige und gesetzliche Betreuer beziehungsweise andere 

Unterstützer aus dem privaten Umfeld 

 „Multiplikatoren“, die ebenfalls wichtige Ansprechpartner für Menschen 

mit Behinderung und ihre Angehörige sind (zum Beispiel Lehrer an der 

Schnittstelle zwischen Schule und Berufsbildung, Selbsthilfegruppen 

und ähnliche)  

Weitere Zielgruppen: 

 Andere Berater (zum Beispiel Leistungsträger, wie die Agentur für 

Arbeit, Sozialhilfeträger oder die gemeinsamen Servicestellen) im 

Sinne eines fachlichen Austausches 

 Einrichtungen und Dienste der Behindertenhilfe, insbesondere bei 

regionalen Kooperationen, im Sinne eines Austausches über 

Wünsche und Bedarfe von Menschen mit Behinderung, für die es 

bisher keine entsprechenden Angebote gibt, beziehungsweise im 

Sinne einer Koordinierung geplanter Angebote mit verschiedenen An-

bietern.  

 

6.2.5 Zielsetzung  

Die Informations- und Beratungsstelle soll zu folgenden Inhalten beratend 

und unterstützend tätig werden: 

 Zukunftsplanung und Entscheidungsfindung 

Beratung zur Lebensplanung, Unterstützungsplanung (Persönliche 

Zukunftsplanung und Problemlösung) 
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 Informationen zur Finanzierung und rechtlichen Fragen 

 Vernetzung 

Vernetzung zu anderen bestehenden Beratungsangeboten im 

Gemeinwesen, Schulen, Behindertenbeiräten sowie Einrichtungen 

und Diensten 

 Assistenz/Unterstützung 

Unterstützung und gegebenenfalls Begleitung bei der Beantragung 

des Persönlichen Budgets und beim Abschluss von 

Zielvereinbarungen 

Die Beratungsstelle ist zielgerichtet auf Menschen mit Behinderung und 

deren Fähigkeiten und Neigungen. Ziel ist es, ergebnisoffen zu beraten und 

damit nicht von den Interessen der Leistungsträger und möglichen An-

geboten geleitet zu werden.  

 

6.2.6 Professionelles Handeln auf den vier Ebenen des Empowerment 

Die konzeptionellen Überlegungen basieren auf dem Empowermentansatz, 

der sich aus den im Kapitel 3.2 beschriebenen vier Ebenen (Individualebene, 

Gruppenebene, Organisationsebene und Gemeindeebene) zusammensetzt. 

Daraus ergeben sich für die Informations- und Beratungsstelle folgende 

Arbeitsaufträge für den professionellen Unterstützer: 

Die Individualebene ist das Fundament einer gegenseitigen Arbeits-

beziehung. In einem Dialog werden Zukunftsvorstellungen und –möglich-

keiten erarbeitet. Dabei spielt die Biographiearbeit eine wichtige Rolle. Vor-

handene Ressourcen werden in den Prozess mit einbezogen und vor-

stellbare  Ziele vereinbart. Dies kann beispielsweise in Form einer 

Persönlichen Zukunftsplanung durchgeführt werden. Diese Ebene sollte 

durch einen beratenden und unterstützenden Professionellen begleitet 

werden.  

Auf der Gruppenebene sollen Menschen mit Behinderung und dessen An-

gehörige miteinander vernetzt werden. Zielgruppe sind hier Menschen, die 

das Persönliche Budget bereits nutzen und Menschen, die es in Zukunft 
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nutzen möchten. Durch diesen Austausch können zum Einen mögliche 

Ängste und Vorurteile abgebaut werden und zum Anderen können die 

möglichen Nutzer anhand der Erfahrungen anderer besser einschätzen, was 

sie beachten müssen. Darüber hinaus können sich auf der Gruppenebene 

Interessengemeinschaften finden, die ganz neue Formen der Leistungs-

erbringung ins Leben rufen. Die Aufgabe des Professionellen ist es 

Situationen zu arrangieren, in denen ein Austausch stattfinden kann. 

Das Persönliche Budget möchte, das sich Dienstleister transparenter gegen-

über ihren Nutzern zeigen und einen leichteren Zugang zu Hilfsangeboten 

schaffen. Genau das soll auf der Organisationsebene stattfinden. Dienst-

leister sollen dabei unterstützt werden ihre Angebote umzugestalten, damit 

sie budgetfähig und individuell anpassbar gestaltet werden können. In meiner 

Befragung wurden in mehreren Punkten (Frage 2.9, 2.10 und 3.2) die Unter-

stützung bei der Modularisierung gewünscht. Die Aufgabe des 

Professionellen ist somit die Beratung der Institutionen im Landkreis 

Lüneburg und Harburg, aber auch die Einbringung einer Bürgerbeteiligung, 

die ihre Forderungen gegenüber den Institutionen stellen können.  

Die Aufgabe auf der Gemeindeebene ist es nun nicht nur Institutionen und 

mögliche Nutzer näher zu bringen, sondern auch auf sozialpolitischer Ebene 

zu agieren. Nach Stimmer (2000, 56) soll ein lokales Klima geschaffen 

werden, das eine Atmosphäre der Partizipation sowie Selbstorganisation 

möglich macht. Ein erster Schritt wurde auf dieser Ebene schon geschaffen. 

Im Februar 2010 fand ein erstes Treffen zwischen der lokalen Politik, 

professionellen Helfern der Sozialen Arbeit, Leistungserbringern und zum 

Teil Leistungsträgern und Menschen mit Behinderungen sowie deren An-

gehörigen statt. Hier wurden zum Einen die Ergebnisse der Befragung zum 

Persönlichen Budget vorgestellt und zum Anderen ein Forum geboten für 

einen ersten Austausch zwischen allen Beteiligten. Die Aufgabe des 

Professionellen ist es, weitere Möglichkeiten des Austausches auf politischer, 

sozialer und gemeindenaher Ebene zu schaffen.  
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6.2.7 Finanzierung 

Die Finanzierung einer Informations- und Beratungsstelle zum Persönlichen 

Budget gestaltet sich nicht einfach, da in der Budgetbemessung der Budget-

nehmer bisher keine Mittel für die Beratung zur Verfügung stehen.  

Eine der Hauptquellen der Finanzierung für die Informations- und Beratungs-

stelle könnten öffentliche Mittel der Landkreise Lüneburg und Harburg sein. 

Es gibt hier unterschiedliche Arten der Bezuschussung für sozialarbeiterische 

Aktivitäten eines freien Trägers. Darüber hinaus hat ein gemeinnütziger 

Verein die Möglichkeit Vereinsgelder einzunehmen. Größere Finanzmengen 

werden auf diesem Weg aber nicht aufgebracht. Somit müssen zusätzlich 

noch anderen Quellen aufgetan werden. Eine Einnahmequelle können durch 

die Durchführung von sogenannten Wohlfahrtslotterien, wie beispielsweise 

„Aktion Mensch“, „Stiftung Deutsches Hilfswerk“ oder Glücksspirale“ ent-

weder in eigener Regie oder durch die Entgegennahme von Zuwendungen 

aus den Wohlfahrtslotterien finanziert werden (vgl. Krüger 2007, 55). Weiter-

hin gibt es den Europäischen Sozialfond der in Förderperioden soziale 

Projekte unterstützt.  

Ein Zusammenschluss mit Institutionen und Diensten aus den Landkreisen 

wird versucht zu meiden, da somit die unabhängige Beratung nicht gewehr-

leistet sein würde. 

 

6.3 Aktuelle Aussichten für die Informations- und Beratungsstelle in 

den Landkreisen Lüneburg und Harburg 

Vor ungefähr einem Jahr haben wir mit der Erstellung des Fragebogens be-

gonnen, der einen Ist-Zustand zum Persönlichen Budget in den Landkreisen 

Lüneburg und Harburg eruiert hat. Der Fragebogen wurde von den hier an-

sässigen Leistungsanbietern mit einem Rücklauf von 45,5 % beantwortet 

(ohne die Pflegedienste – Rücklauf gegen 0%). Am 26.02.2010 fand ein 

erstes Treffen zwischen regionalen Politikern, Leistungserbringern, 

Leistungsträgern, Menschen mit Behinderungen und deren Angehörigen 

statt, denen wir die Ergebnisse der Befragung vorstellten. Seit dem sind vier 
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Monate vergangen und es ist ein größeres Interesse zum Persönlichen 

Budget zu erkennen. In Gesprächen mit den Leistungsträgern wurde zurück-

gemeldet das die Bemühungen unabhängig zu beraten stark diskutiert und 

die Wichtigkeit erkannt wurde.  

In dem Prozess der Konzeptentwicklung zu der Informations- und Beratungs-

stelle verändert sich zurzeit einiges. Zum Einen ist eine Finanzierung einer 

unabhängigen Beratungsstelle zum Persönlichen Budget in den Landkreisen 

nur schwer möglich. Auch wenn Projekt- oder Fördergelder genehmigt 

werden würden, ist die Folgefinanzierung noch unsicher.  

Da das Persönliche Budget nur ein Steuerinstrument der Inklusion ist, wird 

momentan darüber beraten ob eine weitergreifende Informations- und 

Beratungsstelle denkbar wäre. Ein ganzheitlicher Beratungsansatz der die 

Vielfalt der Menschen und deren individuelle Lebenssituationen (zum 

Beispiel Menschen mit Migrationshintergrund, Alleinerziehende, ältere 

Menschen, Menschen mit Behinderung) mit einbezieht.  
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7. Resümee 

 

Zu Beginn meiner Bachelor-Thesis habe ich darüber berichtet, dass die Be-

hindertenhilfe vor allem im Landkreis Lüneburg noch nicht so weit fort-

geschritten ist und dass ein Bedarf an Beratung zum Persönlichen Budget 

besteht. Außerdem war es Ziel, die Frage zu klären, ob das Persönliche 

Budget die Inklusion von behinderten Menschen fördert. 

Im Verlauf meiner Bachelor-Thesis habe ich den Paradigmenwechsel be-

schrieben und es wird deutlich, dass es in der Behindertenhilfe grund-

legender Veränderungen bedarf. Der Wandel vollzieht sich von dem 

traditionellen Fürsorgemodell hin zur selbstbestimmten Teilhabe in der 

Gesellschaft. In dem Punkt 4.6 stellt sich heraus, dass das Persönliche 

Budget ein bedeutendes Steuerungsinstrument in Richtung Inklusion dar-

stellt. Diese neue Leistungsform fordert einen individuellen Hilfebedarf der 

sich an den Ressourcen, Interessen und Selbstbestimmungsmöglichkeiten 

der Menschen mit Behinderungen orientiert.  

Wenn wir uns die bestehende institutionelle und stationäre Behindertenhilfe 

sowie den momentanen Entwicklungsstand des Persönlichen Budgets  an-

schauen, so bleiben dessen Entwicklungschancen noch offen. Mit 

Gewissheit wird das Persönliche Budget in den nächsten Jahren an 

Bedeutung gewinnen. Es ist jedoch davon auszugehen das es vorerst neben 

den bestehenden und dominierenden Sachleistungen als kleineres 

Leistungsteilstück langsam an Bedeutung gewinnt. Dabei zeigen andere 

Länder als auch die Modellprojekte (innerhalb Deutschlands), dass sie durch 

die Form des Persönlichen Budgets die selbstbestimmte Teilhabe an der 

Gesellschaft und somit auch die Inklusionsidee für Menschen mit 

Behinderung umgesetzt haben. Es gilt für Deutschland sich ein Beispiel da-

ran zu nehmen und sich von den pauschalen, vorgegebenen und festen 

Hilfen zu verabschieden und die Chance des Persönlichen Budgets zu 

nutzen um eine Hilfe nach Maß zu verwirklichen. Dabei zeigen die 

Erkenntnisse aus skandinavischen Ländern dass der Erfolg mit einem 

Persönlichen Budget von fachlich fundierten Beratungen und von Budget-
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assistenten abhängig ist. Die Aufgabe für die Soziale Arbeit besteht darin, 

auf den vier Ebenen des Empowerments tätig zu werden und somit auf 

politischer, institutioneller, sozialer und individueller Ebene die Inklusion 

voranzutreiben und einzufordern. Der Weg zu einer inklusiven Bürger-

gesellschaft kann aber nur im Dialog aller beteiligten Akteure vorangetrieben 

werden.  

Genau solch ein Dialog hat in den Landkreisen Lüneburg und Harburg 

positive Auswirkungen gezeigt. Besonders stolz bin ich darauf, dass die Be-

fragung zum Persönlichen Budget hier dazu geführt hat, dass die Wichtigkeit 

einer unabhängigen Beratung zum Persönlichen Budget erkannt und ein 

Bewusstsein der Leistungsanbieter für die Umgestaltung ihrer Angebote ge-

schaffen wurde.  Somit sind wir auf dem Weg einer Gesellschaft für alle ein 

kleines aber bedeutendes Stückchen näher gekommen.  
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ANHANG: 

 

1. Gesetzestext des §17 SGB IX 

2. Ausgewerteter Fragenbogen in Zahlen 

3. Auswertung der offenen Fragen (anonymisiert) 
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1. Gesetzestext §17 des SGB IX:   
 

§ 17 Ausführung von Leistungen, Persönliches Budget 

 

(1) Der zuständige Rehabilitationsträger kann Leistungen zur Teilhabe 

1. allein oder gemeinsam mit anderen Leistungsträgern, 

2. durch andere Leistungsträger oder 

3. unter Inanspruchnahme von geeigneten, insbesondere auch freien und gemein-
nützigen oder privaten Rehabilitationsdiensten und -einrichtungen (§ 19) 

ausführen. Er bleibt für die Ausführung der Leistungen verantwortlich. Satz 1 gilt 
insbesondere dann, wenn der Rehabilitationsträger die Leistung dadurch wirksamer 
oder wirtschaftlicher erbringen kann. 

(2) Auf Antrag können Leistungen zur Teilhabe auch durch ein monatliches 
Persönliches Budget ausgeführt werden, um den Leistungsberechtigten in eigener 
Verantwortung ein möglichst selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. Bei der Aus-
führung des Persönlichen Budgets sind nach Maßgabe des individuell festgestellten 
Bedarfs die Rehabilitationsträger, die Pflegekassen und die Integrationsämter 
beteiligt. Das Persönliche Budget wird von den beteiligten Leistungsträgern träger-
übergreifend als Komplexleistung erbracht. Budgetfähige Leistungen sind 
Leistungen, die sich auf alltägliche, regelmäßig wiederkehrende und regiefähige 
Bedarfe beziehen und als Geldleistungen oder durch Gutscheine erbracht werden 
können. Eine Pauschalierung weiterer Leistungen bleibt unberührt. An die 
Entscheidung ist der Antragsteller für die Dauer von sechs Monaten gebunden. 

(3) Persönliche Budgets werden in der Regel als Geldleistung ausgeführt. In be-
gründeten Fällen sind Gutscheine auszugeben. Persönliche Budgets werden im 
Verfahren nach § 10 so bemessen, dass der individuell festgestellte Bedarf gedeckt 
wird und die erforderliche Beratung und Unterstützung erfolgen kann. Dabei soll die 
Höhe des Persönlichen Budgets die Kosten aller bisher individuell festgestellten, 
ohne das Persönliche Budget zu erbringenden Leistungen nicht überschreiten. 

(4) Enthält das Persönliche Budget Leistungen mehrerer Leistungsträger, erlässt der 
nach § 14 erstangegangene und beteiligte Leistungsträger im Auftrag und im 
Namen der anderen beteiligten Leistungsträger den Verwaltungsakt und führt das 
weitere Verfahren durch. 

(5) § 17 Abs. 3 in der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung findet auf Modell-
vorhaben zur Erprobung der Einführung Persönlicher Budgets weiter Anwendung, 
die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen haben. 

(6) In der Zeit vom 1. Juli 2004 bis zum 31. Dezember 2007 werden Persönliche 
Budgets erprobt. Dabei sollen insbesondere modellhaft Verfahren zur Bemessung 
von budgetfähigen Leistungen in Geld und die Weiterentwicklung von Versorgungs-
strukturen unter wissenschaftlicher Begleitung und Auswertung erprobt werden. 

(BMAS 2009, 193f) 

2. Ausgewerteter Fragebogen in Zahlen: 



 

 
 

Fragebogen zum Persönlichen Budget in den Landkreisen 
Lüneburg und Harburg 2009 

 
Dieser Fragebogen beinhaltet Fragen zum Persönlichen Budget in den Landkreisen Lüneburg und Harburg. 
Ihre Angaben bilden eine wichtige Grundlage zum Aufbau einer Informations- und Beratungsstelle.  
Ich bitte Sie daher, den Fragebogen sorgfältig zu bearbeiten. 
Die von Ihnen gemachten Angaben werden selbstverständlich von uns vertraulich behandelt und dienen uns 
nur zur Erfassung der aktuellen Datenlage. 
 
Der Fragebogen umfasst 10 Seiten und teilt sich in folgende vier Abschnitte Allgemeine Fragen, Fragen zum 
Persönlichen Budget,  Fragen zu der Beratungsstelle und Ihre Meinung zum Persönlichen Budget. 
Die Fragen werden überwiegend durch ankreuzen beantwortet, nur im vierten Teil bitten ich Sie drei Fragen 
zu verschriftlichen.  
Der Zeitumfang des Fragebogens liegt ca. bei 15 - 20 min.  
Bitte senden Sie den ausgefüllten Bogen bis zum 31.Oktober 2009 an die folgende e-Mailadresse: 
burkhardt@lueneburger-assistenz.de 
 
Haben sie Fragen zum Bogen dann melden Sie sich gerne bei Frau Burkhardt. Möchten Sie Informationen 
zum Persönlichen Budget, dann melden Sie sich gerne bei Herrn Schulz. 
 

Lüneburger Assistenz e.V.   BAG UB 
z.H. Frau Katja Burkhardt   Herr Jörg Schulz 
Horst-Nickel - Straße 2c   Schulterblatt 36 
21337 Lüneburg    29357 Hamburg 

Tel.:  04131 – 3030 647   040 - 432 53 123 
E-Mail: burkhardt@lueneburger-assistenz.de info@bag-ub.de 
 

1. Allgemeine Fragen                                                                       
 
1.1 In welchem Landkreis befindet sich Ihre Einrichtung?  (Bitte zutreffenden Landkreis abhaken)  

14   Lüneburg    11   Harburg 

1.2 Ihre Anschrift  (Diese kann freiwillig angegeben werden)       
 
Träger:    _____________________________ 

Art der Einrichtung: _____________________________ 

Leitung:   _____________________________ 

Straße:   _____________________________ 

PLZ/Ort:   _____________________________ 

Telefon:   _____________________________ 

Fax:   _____________________________ 

Homepage:  _____________________________ 

E-Mail:   _____________________________     
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1.3 Welche Form der Einrichtung sind Sie? (Bitte zutreffende Form abhaken) 
 

�  Öffentlicher Träger                                               2    Stiftung 

4 Gemeinnütziger Verein   4    Wohlfahrtsverband  

�  GmbH     1   Private Dienstleistung 

11  gGmbH     3   GbR 

�  Andere Form: ______________ 

 
1.4 Auf welche Schwerpunkte ist ihre Einrichtung ausgerichtet?      
      (Zutreffende Schwerpunkte bitte abhaken – es sind Mehrfachnennungen möglich)  

 

Wohnen                                                                                            

 Betreute Wohngemeinschaft 2 

 Wohnheim  8 

 Betreutes Einzelwohnen 8 

 Ambulantes Wohnen (Pflege, Hauswirtschaftliche Versorgung) 4 

Arbeit                                                                                                

 Werkstatt für Menschen mit Behinderung 

 Berufsbildungsbereich 

 Arbeitsbereich 

 Tagesförderung 

 

2 

2 

2 

 Arbeitsbegleitung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 4 

 Integrationsfirma/ - betrieb 3 

 Arbeitsassistenz 3 

Schule und Bildung                                                                                             

 Bildungsmaßnahme (AVJ, BVB) 2 

 Schulassistenz  5 

 Gestützte Kommunikation 2 

 Studienassistenz 2 

 Unterstützte Beschäftigung (§38a  SGB IX) 3 

Freizeitaktivitäten                                                                                      

 Freizeitgruppe 8 

 Freizeitfahrten 8 

 Offenes Angebot (Cafe´, Freizeittreff) 7 

 _______________________________________________ 

(Wenn andere Formen der Freizeitaktivitäten vorhanden sind, bitte hier eintragen und ankreuzen) 

6 
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Pflege                                                                                                 

 Ambulante Pflegedienst oder ähnliches 4 

 Stationäre Pflegeeinrichtung 0 

Frühförderung  

 Frühförderung 1 

Beratungsstellen 

 Beratungsstelle 

        ________________________________________________________ 

        (Bitte tragen Sie hier die Art Ihrer Beratungsstelle ein) 

6 

Andere:________________________________________________________________ 8 

 
 
1.5 Arbeiten Sie mit anderen Dienstleistern in einem Netzwerk zusammen um ein differenziertes  

Leistungsangebot anzubieten, an dem unterschiedliche Dienstleister beteiligt sind? 
 

20  Ja       5  Nein  

 
Wenn ja, mit welchen? 
 
Die Angaben können nicht anonymisiert dargestellt werden 
_______________________________________________________________________________________ 
 
 
1.6 Auf welche Zielgruppe ist Ihre Einrichtung ausgelegt? 
 (Bitte haken Sie die zutreffenden Felder an – es sind Mehrfachnennungen möglich) 
 

            
     Menschen 

mit  
körperlicher 
Behinderung 

mit  
geistiger  
Behinderung 

mit  
psychischer  
Behinderung 

mit  
Lernbehinderung 

mit 
Mehrfach- 
behinderung 

Kinder 
(6 – 12 Jahren) 

5 4 4 3 4 

Jugendliche  
(12 – 18 Jahren) 

6 5 6 7 5 

Jung 
Erwachsene 
(18 – 25 Jahren) 

7 6 16 10 6 

Erwachsene 
(25 – 65 Jahren) 

8 8 18 8 6 

Senioren 
(65 – … Jahren) 

4 4 9 4 5 

 
1.7 Wie viele Menschen mit Behinderungen werden zurzeit insgesamt in Ihrer Einrichtung / in Ihrem 

Dienst betreut? (Bitte tragen Sie die Ziffer im vorgesehenen Feld ein) 
 
_________     Menschen mit Behinderung 
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2. Fragen zum Persönliches Budget 
 
2.1  Wie schätzen Sie selbst ihren Informationsstand Persönlichen Budget ein? 
 

  sehr gut         gut     ausreichend   wenig   gar nicht 

      2                   6                  11     5       0 
2.2  Woher bekommen Sie zurzeit Informationen zum Persönlichen Budget? 
       (Bitte zutreffende Felder abhaken – es sind Mehrfachnennungen möglich)  
 

15  Medien (Zeitung, Fernseher) 

10  Literatur (Bücher) 

18  Verbandsinformationen / internen Zeitschriften 

13  Fachtagungen 

14  Fortbildungen 

9          Andere: _____________________________ 

 
2.3  Werden in Ihrer Einrichtung zurzeit Angebote für Menschen mit Behinderung über das 

Persönliche            Budget angeboten? 
 

4  Ja (weiter ab Frage 2.4.)   21  Nein   (weiter ab Frage 2.9.) 

 
2.4  Wenn ja,  
       Welche Angebote werden über das Persönliche Budget genutzt? (Es sind Mehrfachnennungen 
möglich) 
 

Wohnen                                                                                            

 Betreute Wohngemeinschaft  

 Wohnheim   

 Betreutes Einzelwohnen  

 Ambulantes Wohnen (Pflege, Hauswirtschaftliche  Versorgung) 2 

Arbeit                                                                                                

 Werkstatt für Menschen mit Behinderung 

 Berufsbildungsbereich 

 Arbeitsbereich 

 Tagesförderung 

 

 

 

 

 Arbeitsbegleitung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 1 

 Integrationsfirma/ - betrieb  

 Arbeitsassistenz 1 



 

83 
 

Schule und Bildung                                                                                             

 Bildungsmaßnahme (AVJ, BVB)  

 Schulassistenz  2 

 Gestützte Kommunikation 1 

 Studienassistenz 1 

 Unterstützte Beschäftigung (§38a SGB IX)  

Freizeitaktivitäten                                                                                      

 Freizeitgruppe 2 

 Freizeitfahrten 1 

 Offenes Angebot (Cafe´, Freizeittreff)  

 (Wenn andere Formen der Freizeitaktivitäten vorhanden sind, bitte hier eintragen und an-

kreuzen) 

2 

Pflege                                                                                                 

 Ambulante Pflegedienst oder ähnliches  

 Stationäre Pflegeeinrichtung  

Frühförderung  

 Frühförderung  

Beratungsstellen 

 Beratungsstelle 

        ________________________________________________________ 

        (Bitte tragen Sie hier die Art Ihrer Beratungsstelle ein) 

 

Andere:________________________________________________________________              1 

 
2.5  Wissen Sie, wie die BudgetnutzerInnen auf Ihre Angebote aufmerksam geworden sind?  
       (Bitte zutreffendes abhaken – es sind Mehrfachnennungen möglich) 

 
2   Wir sind auf den/die NutzerIn selbst zugegangen 

2   Über unser eigenes Beratungsangebot 

1    Über unsere Informationsbroschüre 

1   Über unsere Internetseite 

1   Über die Schule 

1    Über die Familie 

3    Über die BetreuerInnen 

1  Über einen anderen Weg                        Welchen? __________________________ 

1    Weiß ich nicht 
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2.6  Auf welchem Weg bekommen Menschen mit Behinderung Auskunft darüber, was eine Leistung 
bei Ihnen kostet? (Es sind Mehrfachnennungen möglich) 

 

4  Über ein Beratungsgespräch 

1  Über unsere Informationsbroschüre 

1  Über das Internet 

0  Über Aushänge im Gebäude  

0  Über einen anderen Weg  Welchen?_________________________ 

 
 
2.7  Wie viele Menschen mit Behinderungen nutzen in Ihrer Einrichtung Angebote über das 

Persönliche       Budget (einschließlich Personen, die das Persönliche Budget bereits genutzt 
haben)? 

         (Bitte in Form von Zahlen in die Felder eintragen) 
 

 
 
Zielgruppe 

Nutzer, die aus Ihrer 
Einrichtung Ihre Angebote 
nutzen 

Nutzer, die aus Ihrer 
Einrichtung andere 
Angebote nutzen 

Nutzer, die aus anderen 
Einrichtungen Ihre 
Angebote  nutzen 

Menschen mit 
körperlicher 
Behinderung 

2   

Menschen mit geistiger 
Behinderung 

3  1 
Menschen mit 
psychischer 
Behinderung 

2   

Menschen mit Lernbe-
hinderung 

1   
 
 
2.8  Sind Sie darüber informiert, über welche Leistungsträger das Persönliche Budget Ihrer Nutzer       

finanziert wird? (Es sind Mehrfachnennungen möglich) 
 

2       Eingliederungshilfe (SGB XII) 

Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V) 

Soziale Pflegeversicherung (SGB XI) 

1      Arbeitsassistenz (SGB IX) 

Arbeitsförderung (SGB II) 

Arbeitsförderung (SGB III) 

1      Kinder- und Jugendhilfe (SGB XIII) 

Unfallversicherung (SGB VII)  

Rentenversicherung (SGB VI) 



 

85 
 

Andere  Welche?:______________________________________ 

1      Trägerübergreifendes Budget (mehrere Leistungsträger) 

2.8.1 Sollte ein trägerübergreifendes Budget vorliegen: 
 
Ist Ihnen bekannt wer der beauftragte Leistungsträger ist? 

� Ja                       Welcher:_____________________________ 

� Nein 
 

 Weiter ab Frage 2.11.  
 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -  
 
 
2.9  Wenn nein,  

   Warum bieten Sie bis jetzt keine Leistungen über das Persönliche Budget an?  
   (Bitte haken Sie nicht mehr als drei Gründe ab) 

 

14  Weil bisher kein Interesse seitens der möglichen Nutzer/Angehörigen bestand 

6 Weil bisher kein Interesse seitens unsere Einrichtung bestand 

5 Weil wir nicht ausreichend informiert sind über das Persönliche Budget 

1 Aus betriebswirtschaftlichen Gründen, die durch das Persönliche Budget entstehen könnten 

weil der einzelne Hilfebedarf zu groß war 

8 Aus organisatorischen Gründen in der Einrichtung (zum Beispiel: wir bieten unsere Leistungen nicht 

modularisiert an) 

2 Weil wir nicht wissen wie wir unsere Angebote verpreislichen sollen 

4 Aus anderen Gründen   

  Welche? ________________________________________________ 
 
 

2.10  Wünschen Sie sich, dass Ihre Angebote über das Persönliche Budget in Zukunft genutzt 
werden? 

 

14   Ja  

Was tun sie dafür? 
Siehe Auswertung der offenen Fragen 
_______________________________________________________________________________________ 
 

 

6   Nein  

Warum nicht? 
Siehe Auswertung der offenen Fragen 
_______________________________________________________________________________________ 
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3. Fragen zur zukünftigen Beratungsstelle: 
 
3.1  Sind Sie interessiert an einem Beratungsangebot zum Persönlichen Budget? 
 

22  Ja       3  Nein  

Wenn ja, weiter ab Frage 3.2   Wenn nein, endet hier der Fragebogen für Sie 
 
 
3.2  Was ist Ihrer Meinung nach am wichtigsten für eine Informations- und Beratungsstelle zum          

Persönlichen Budget? (Bitte haken Sie bis zu fünf  Felder ab, die Ihnen wichtig sind) 
 

19     Informationen zu rechtlichen Fragen für Menschen mit Behinderung 

14 Informationen zu rechtlichen Fragen für Ihre Einrichtung 

16 Informationen zur Finanzierung für Menschen mit Behinderung 

11 Informationen zur Modularisierung von Angeboten der Einrichtung 

14 Unterstützung ggf. Begleitung bei Beantragung und Bemessung des Persönlichen Budgets für den 

Nutzer 

7 Beratung für die möglichen Nutzer zur Lebensplanung und Unterstützungsplanung 

10 Eine Vernetzung mit anderen Beratungsstellen im Gemeinwesen, Schulen und Behindertenbeiräten 

8 Regelmäßige Fort- und Weiterbildungen 

8 Forum für regionale Dienste / Einrichtungen, um Angebote der jeweiligen Kernkompetenzen zu 

vernetzen 

1   Anderes 

 
Was ist Ihnen noch wichtig? 

_______________________________________________________________________________________ 
 
 
3.3  Ist es Ihnen wichtig eine Beratungsstelle vor Ort zu haben? 
 

20  Ja      2  Nein 

 
3.4  Welche Möglichkeiten haben Sie um ein professionelles Beratungsangebot finanziell, räumlich 

und    sachlich zu unterstützen?  
       (Bitte zutreffendes ankreuzen und wenn möglich, die Form der Unterstützung eintragen) 
 

3.4.1     3  Finanziell, in welcher Höhe? 

 
Siehe Auswertung der offenen Fragen 
_______________________________________________________________________________________
_____________________________________________________________________________________ 
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3.4.2     14  Räumlich, mit welchen Möglichkeiten? 

 
Siehe Auswertung der offenen Fragen 
_______________________________________________________________________________________
______________________________________________________________________________________ 
 

3.4.3    4  Sachlich,  welche Materialien könnten es sein? 

 
Siehe Auswertung der offenen Fragen 
_______________________________________________________________________________________ 
_______________________________________________________________________________________ 
 
 
3.5  Die Informations- und Beratungsstelle plant ein Netzwerk zwischen den Anbietern aufzubauen, 

was    ist Ihnen dabei wichtig? (Bitte haken  Sie bis zu drei Felder ab, die Ihnen wichtig sind) 
 

14  In Teilnetzwerken (z.B. Wohnen, Arbeit) mit Unterstützung von Experten (BeraterInnen) an 

bedürfnis- und   zielorientierten Schwerpunkten zu arbeiten 

17        Einen Wissens- und Erfahrungsaustausch zu erlangen um neue Impulse zu bekommen 

10  Materialien, Instrumente und Verfahren sollen innerhalb des Netzwerks zur Verfügung gestellt 

werden 

10    Spezifische Erfahrungen bei der Umsetzung von der Beratungsstelle werden diskutiert     

Entwicklungsprozesse und -strategien reflektiert 

5     Im Netzwerk sollen systematisch Weiterbildungsbedürfnisse erhoben werden 

 
 
3.6  Wünschen Sie sich mehr Informationen zu der neuen Beratungsstelle zum Persönlichen Budget in   

Lüneburg und Harburg 
 

22  Ja       3  Nein  

 
 Wenn ja, geben Sie bitte auf der ersten Fragebogenseite ihre Daten (Anschrift, E-Mail etc.) an. 
 
 
 
3.7  Haben Sie noch weitere Anmerkungen oder Vorschläge? 
 

_______________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________

_______________________________________________________________________________________ 
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4. Ihre Meinung zum Persönlichen Budget 
 
Wenn Sie jetzt noch Zeit und Lust haben, können Sie in den Fragen 4.1 – 4.3 Ihre Haltung zum Persönlichen 
Budget deutlich machen. 
 

4.1  Bietet Ihrer Meinung nach das Persönliche Budget als neue Leistungsform die Chance für mehr     
Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Leben in der Gesellschaft? 

 

19   Ja, weil: 

 
Siehe Auswertung der offenen Fragen 
_______________________________________________________________________________________ 

 
4 Nein, weil: 
 
Siehe Auswertung der offenen Fragen 
_______________________________________________________________________________________ 
 

4.2  Wird durch die neue Leistungsform das Persönlichen Budgets die Selbstbestimmung von        
Menschen mit Behinderungen gestärkt? 

 

20   Ja, weil: 

 
Siehe Auswertung der offenen Fragen 
_______________________________________________________________________________________ 
 

4   Nein, weil: 

 
Siehe Auswertung der offenen Fragen 
_______________________________________________________________________________________ 
 
4.3  Erhalten Menschen mit Behinderung durch das Persönliche Budget die Möglichkeit das Wunsch-    

und Wahlrecht umfassender auszuüben? 
 

19    ja, weil: 

 
Siehe Auswertung der offenen Fragen 
_______________________________________________________________________________________ 

 
5 Nein, weil: 
 
Siehe Auswertung der offenen Fragen 
_______________________________________________________________________________________ 
 



 

89 
 

3. Auswertung der offenen Fragen: 

 

2.10 Wünschen Sie sich, dass Ihre Angebote über das Persönliche Budget in Zukunft genutzt 
werden? 

 

Ja, weil: 

1. Bisher sind wir im Gespräch mit der AbV Behindertenhilfe im Landkreis Harburg, aber 
es gibt kaum Interessenten.  

2. Fortbildung, Werbung für die Verwendung des persönlichen Budgets 
3. Nichts, weil es keine Interessenten gibt. Nach Aussage unserer Klientel fühlen sich 

diese überfordert mit der Verwaltung des PB. 
4. Teilnehmer über die Möglichkeit informieren 
5. Teilnehmer informieren 
6. Unsere Facheinrichtungen und Beratungsstellen stehen zur Verfügung 
7. Wir prüfen eine sinnvolle Modularisierung der Angebote; wir beobachten die 

Umsetzungen des persönlichen Budgets; wir bilden die Mitarbeiter in unseren 
Beratungseinheiten (Sozialpädagogen) zum persönlichen Budget fort. Wir legen 
darauf wert, dass unsere Beratung nicht nur auf unsere eigenen Angebote sondern im 
Interesse des Menschen mit Behinderung beraten wird. 

8. Leistungskatalog wird erstellt, interne Arbeitsgruppe Persönliches Budget, Fort-
bildungen, Information unserer Klienten über das PB 

9. Wir bieten individuell angepasste Hilfen an. Dabei ist es egal, ob der Kunde selber 
bezahlt oder ein Kostenträger. 

10. Aufbau eines Belastungstrainings in anderen Einrichtungen der Holding 
11. Informationen sammeln, verbreiten Informationsgeber einladen zu Gesprächen 
12. zunächst unseren Informationsstand verbessern 

 

Nein, weil: 

1. Ein differenziertes Leistungsangebot für stationäre Einrichtungen wird z.Zeit vom 
Kostenträger entwickelt 

2. a. Befürchtung des Preiskampfes unter den Anbietern - Lohndumping etc. 
b. Weil wir derzeit der Ansicht sind, dass die potenziellen Budgetnehmer sich nicht 
klar sind, was an Aufwand auf sie zukommt. 

3. Aktuell keine räumlichen Ressourcen um Angebote an externe Nutzer machen zu 
können 

4. Im Moment ist für uns noch nicht abzusehen, inwieweit das Persönliche Budget bei 
uns eine Rolle spielen kann, da ein Wohnheim ein insgesamt geschützter Bereich ist 
und unsere Leistungen als Paket angeboten werden. 

5. Dieses passt nicht zu unserem Beratungsansatz. 
6. Kostenklärung ist geregelt, somit besteht seitens unserer Klienten kein Bedarf. Wir 

leisten bei Bedarf die Vermittlung in solche Angebote. 



 

90 
 

7. Es müssen zunächst Rahmenbedingungen rechtlicher, wirtschaftlicher und 
organisatorischer Art geschaffen werden, um budgetfähige Leistungsbereiche in einer 
stationären Einrichtung umsetzen zu können. 

 

 

3.4  Welche Möglichkeiten haben Sie um ein professionelles Beratungsangebot finanziell, räumlich 
und    sachlich zu unterstützen?  

       (Bitte zutreffendes ankreuzen und wenn möglich, die Form der Unterstützung eintragen) 
 

3.4.1 Finanziell, in welcher Höhe? 

1. Über die Aktion Mensch ist die beratende Person bereits mit Projektmitteln befristet 
finanziert 

2. Absprache 
3. Wir haben bei den Lebenshilfe-Vereinen angefragt. 
4. Z. Zt. keine finanziellen Möglichkeiten vorhanden 
 

3.4.2 Räumlich, mit welchen Möglichkeiten? 

1. Auch die Beratungsstelle ist vorhanden und durch Projektmittel befristet finanziert 
2. Ggf. Bürokapazitäten in Winsen und Buchholz 
3. In Absprache mit unseren Kolleginnen der WG II, ambulante Hilfen Salzhausen, der 

WfbM und Tagesstrukturierenden Maßnahmen könnten Zeitfenster in unseren 
Räumlichkeiten in Putensen und Salzhausen ausgehandelt werden. 

4. Mitnutzung von Räumlichkeiten für Beratung vor Ort 
5. Gruppenraum 
6. An bestimmten Tagen einen Raum in der UB zur Verfügung stellen. 
7. Nach Absprache sind stehen Räume für Beratungen in den unterschiedlichen 

Einrichtungen zur Verfügung. 
8. Nutzung von Besprechungsräumen in unseren (teil-)stationären Einrichtungen bei 

Bedarf und nach vorheriger Anmeldung 
9. Im Rahmen der Praxis 
10. Evtl. Nutzung von freien Räumlichkeiten 
11. Zentral gelegene Räumlichkeiten könnten stundenweise zur Verfügung gestellt 

werden 
 

3.4.3 Sachlich, welche Materialien könnten es sein? 

1. Schön wäre ein öffentlich zugänglicher Rechner mit Internet 
2. In Absprache mit der Geschäftsführung wäre eine Verlinkung auf der Homepage der 

HiPsy gGmbH machbar 
3. Alle im Büro vorhandenen Materialien 
4. Kaffee, Kekse evtl.  
5. Drucksachen können in unserer Druckerei gedruckt werden (je nach Umfang als 

Spende) 
6. Druckerei 



 

91 
 

3.7 Haben Sie noch weitere Anmerkungen oder Vorschläge? 
 

1. Der Fragebogen umfasst unzulänglich die Auflistung unserer Angebote. Hier ist der 
Fragebogen im Segment Arbeit zu erweitern. Die teilstationären Angebote werden 
nicht erfasst. 

2. Wir begrüßen Ihre Initiative! Kritische Fragen: wie kann das persönliche Budget bei 
Menschen mit geistiger Behinderung konkretisiert werden? Wie kann verhindert 
werden, dass das PB nur einen kleinen Personenkreis bedient? Das PB muss von den 
Schwächsten her gedacht werden um es wirklich erfolgreich zu machen! 

3. Wurde der SpV Lüneburg an den Aufbau einer Info- und Beratungsstelle beteiligt? Es 
besteht eine Expeditionsgruppe im Verbund zu dem Thema PB. Wie unabhängig wird 
die Beratung-Information dem Budgetnehmer vermittelt? Gibt es eine 
Angebotsübersicht der Region? 

4. Warum ist es für psychisch beeinträchtige unter der Trägerschaft der Lebenshilfe? 
Hier bestehen Schwellenängste bei den Betroffenen psychisch Beeinträchtigten. 

 

 

1.5 Arbeiten Sie mit anderen Dienstleistern in einem Netzwerk zusammen um ein 
differenziertes Leistungsangebot anzubieten, an dem unterschiedliche 
Dienstleister beteiligt sind? 

 

Diese Frage kann aus Datenschutzgründen hier nicht ausgeführt werden. 

 

4.1 Bietet Ihrer Meinung nach das Persönliche Budget als neue Leistungsform die 
Chance für mehr Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Leben in der 
Gesellschaft? 
 

Ja, weil: 

1. Da Betroffene besser trägerunabhängig Leistungen beziehen können und bestenfalls 
mehr Informationen zu Hilfsangeboten bekommen. Mehr Transparenz.  

2. Zum Teil im Ambulanten Bereich, da passgenauer 
3. Das PB ist im Ansatz richtig. Verantwortliche Träger haben diesen Trend immer 

gestützt. Der … nannte dies: Normalitätsprinzip.  
4. Menschen mit Behinderung individuell und nach ihren Bedürfnissen "einkaufen" 

können 
5. Individuellere und passgenauere Hilfe- und Unterstützungssysteme kreiert werden 

können; neue, personenbezogene, flexiblere Lösungen erarbeitet und gestaltet 
werden können 

6. Sie eigenständig entscheiden, was und wen Sie mit dem Geld bezahlen. Es kann ein 
selbstbestimmteres Leben bedeuten. 

7. Z.B.: Die Menschen so die Möglichkeit haben, noch gezieltere Maßnahmen in 
Anspruch zu nehmen. 
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8. Aber nur, wenn die Menschen über die Angebote und Möglichkeiten informiert sind 
und wirklich zwischen verschiedenen Angeboten wählen können. 

9. Mehr Selbstbestimmung, ein wichtiger Teil der Teilhabe 
10. Mehr Freiheit zur Selbstbestimmung. 
11. Dadurch individuelle Bedürfnisse und Teilhabe ermöglicht werden  
12. Die Vielfalt der Angebote und damit die Attraktivität für die Nutzer könnten sich 

vergrößern. Selbstbestimmung wird nur durch Wahlmöglichkeiten realisiert. Diese 
hängen allerdings nicht vorwiegend von der Leistungsform ab. 

13. Er mit der Entscheidung auch die Verantwortung seiner Dienstleistungen trägt. Dazu 
ist allerdings auch eine fachlich fundierte Beratung aller Dienstleistungsangebote in 
der Region für den Personenkreis notwendig. 

14. Es unter der Voraussetzung geringer bürokratische Hürden zu mehr Selbst-
bestimmung führen könnte. 

15. Es die Menschen in ihrer Handlungsautonomie stärkt, sie somit weniger Abhängig 
sind. 

16. Auch Aktivitäten selbstbestimmt gefördert werden können, die nicht von bisherigen 
Trägern angeboten werden 

17. Mehr Eigenverantwortung, selbstbestimmtes Leben 
18. Ich erwarte, dass sich in Zukunft mehr Menschen selbstbestimmt für Angebote 

entscheiden werden, die nicht spezialisiert für behinderte Menschen sind 
19. Der Mensch mit Behinderung die ihm zustehenden Leistungen zur Deckung seines 

behinderungsbedingten Bedarfs direkt, d. h. als Geldbetrag selbst verhandeln und 
einkaufen kann 

 

Nein, weil: 

1. Es zu Lasten der bundesweiten Interessensvertretung, die durch die Verbände 
geleistet wird, geht. Kommunalisierung und Individualisierung (wie im P.B.) werden 
instrumentalisiert. Wir erleben einen Entsolidarisierungstrend und das PB ist leider 
auch ein Baustein dazu. Ich befürchte, dass wir alle nur nützliche Idioten der 
Kostensparer sind. Ich würde dies aber lieber in einem Gespräch erläutern wollen, 
das Thema sprengt den Fragebogenumfang 

2. Die zur Verfügung stehenden Mittel nicht mehr werden 
3. Risiko: Nur ein 'ausgewählter' Personenkreis hat schon jetzt, also auch ohne PB, 

viele Wahlmöglichkeiten. Das Ganze bleibt Menschen mit relativ geringem Hilfebedarf 
vorbehalten. Risiko: Das PB wird seitens des Leistungsträgers vorrangig als 
Einsparmöglichkeit genutzt. 

4. Nicht unbedingt, Wahlmöglichkeiten hat es auch jetzt schon, viele potentielle 
Budgetnehmer sind mit dem Konstrukt überfordert 

5. Die bürokratischen Hürden zur Zeit eher höher sind und es viele ungeklärte Abläufe 
gibt. 

6. Für die meisten Menschen ist das Persönliche Budget nicht handhabbar 
 
 
 
 
 



 

93 
 

4.2 Wird durch die neue Leistungsform des Persönlichen Budgets die Selbst-
bestimmung von Menschen mit Behinderungen gestärkt? 
 

Ja, weil: 

1. Ja, weil sie wählen können und mehr Möglichkeiten bekommen. Mehr Transparenz, 
mehr Eigenverwaltung, mehr Entscheidungsfreiheit. So sollte es jedenfalls sein.  

2. Zum Teil, es hängt von der Qualität und Interessenlage der Beratung ab 
3. Das PB ist im Ansatz richtig. Verantwortliche Träger haben diesen Trend immer 

gestützt. Der … nannte dies: Normalitätsprinzip. 
4. Sie eine größere Freiheit bei der Auswahl der Leistungen und Anbieter haben. 
5. Die Angebotsstruktur für Leistungen sich erweitern wird und somit der Mensch mit 

Behinderung die Möglichkeit der Wahl zwischen verschiedenen Anbietern erhalten 
wird. 

6. Ab dem Zeitpunkt, ab dem es durch ist, besteht mehr Selbstbestimmung. Insgesamt 
ist es aber noch abzuwarten, wie genau die Praxis aussieht.  

7. Aber nur, wenn die Menschen über die Angebote und Möglichkeiten informiert sind 
und wirklich zwischen verschiedenen Angeboten wählen können. 

8. Teilnehmer kann selbst entscheiden was gut für ihn, anstatt fremdbestimmt zu 
werden. 

9. Es auf mehr Wettbewerb ausgelegt ist und die Rolle des MmB als Entscheider 
gestärkt wird. 

10. Der Budgetnehmer entscheiden kann, welche Unterstützungsform für ihn zutreffend 
ist und er dafür auch die Verantwortung trägt. 

11. Bedingt für die, die sich aktiv für ihre Interessen einsetzen können bzw. eine 
Budgetassistenz haben 

12. Auch Aktivitäten selbstbestimmt gefördert werden können, die nicht von bisherigen 
Trägern angeboten werden 

13. Die eigene Entscheidung des behinderten Menschen bekommt viel mehr Bedeutung, 
er wird vom Klient zum Kunden. 

14. Der Mensch mit Behinderung ein Wahl- und Wunschrecht hat zu entscheiden, was für 
ihn selbst wichtig und notwendig ist. 

 

Nein, weil: 

1. Anderseits können neue Abhängigkeiten entstehen, da das Verfahren für viele 
Betroffene zu kompliziert ist.  

2. Es zu Lasten der bundesweiten Interessensvertretung, die durch die Verbände 
geleistet wird, geht. Kommunalisierung und Individualisierung (wie im P.B.)werden 
instrumentalisiert. Wir erleben einen Entsolidarisierungstrend und das PB ist leider 
auch ein Baustein dazu. Ich befürchte, dass wir alle nur nützliche Idioten der 
Kostensparer sind. Ich würde dies aber lieber in einem Gespräch erläutern wollen, 
das Thema sprengt den Fragebogenumfang 

3. Risiko: Die Beratung zum PB und die Budget-Assistenz sind vor allen Dingen für 
Menschen mit einer geistigen Behinderung nicht ausreichend oder gar nicht 
verankert. 

4. Weil Hilfe für die Beantragung und Durchführung noch dringender zu empfehlen ist 



 

94 
 

5. Der Organisationsaufwand recht hoch sein kann, ohne entsprechende Beratungs- 
und Unterstützungsmöglichkeiten wird das schwer 

 

4.3 Erhalten Menschen mit Behinderung durch das Persönliche Budget die 
Möglichkeit das Wunsch und Wahlrecht umfassender auszuüben? 
 

Ja, weil: 

1. Ja, weil sie wählen können und mehr Möglichkeiten bekommen. Mehr Transparenz, 
mehr Eigenverwaltung, mehr Entscheidungsfreiheit. So sollte es jedenfalls sein.  

2. Zum Teil, weil auch dies von der Interessenlage des Beraters abhängt  
3. Vielleicht 
4. Theoretisch natürlich - ich habe allerdings Zweifel an der Fähigkeit des Einzelnen, 

das Thema Budget zu bewältigen - hier müsste die Beratungsstelle in erheblichem 
Umfang ansetzen  

5. Die Angebotsstruktur für Leistungen sich erweitern wird und somit der Mensch mit 
Behinderung die Möglichkeit der Wahl zwischen verschiedenen Anbietern erhalten 
wird. 

6. Sie können meines Wissens eher wechseln (insgesamt). Gleichzeitig werden sie aber 
auch an das Budget für einen Zeitraum gebunden. 

7. Auf jeden Fall: Wie gesagt, Teilnehmer kann selbst bestimmen, welche finanziellen 
Mittel wo eingesetzt werden.  

8. Wenn es so umgesetzt wird, wie vom Gesetzgeber gewollt 
9. Nur wenn es eine umfassende Palette der Leistungsangebote in der Region für den 

Personenkreis gibt. 
10. Bei Kenntnis der rechtlichen Rahmenbedingungen 
11. Funktioniert aber nur, wenn alle auf ein entweder oder verzichten 
12. Sie selbst bestimmen können 
13. Der Mensch mit Behinderung ein Wahl- und Wunschrecht hat zu entscheiden, was für 

ihn selbst wichtig und notwendig ist. 
 

Nein, weil: 

1. Vielleicht 
2. Weil die Betroffenen meiner Ansicht nach nicht genügend Informationen haben und 

ich den Eindruck habe, dass es nicht ausreichende Angebote gibt, um wirklich ein 
Wahlrecht wahrzunehmen.  

3. Das Wunsch- und Wahlrecht nicht vom PB abhängt sondern von der Vielfalt der 
Angebote und deren Durchlässigkeit. 

4. Es wird auch hier Grenzen der Finanzierbarkeit geben 
5. Bei Unkenntnis der rechtlichen Rahmenbedingungen 
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Erklärung: 

 

Hiermit versichere ich, dass ich die vorliegende Arbeit selbstständig angefertigt 

und keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel benutzt habe. 

Alle Stellen, die dem Wortlaut oder dem Sinn nach anderen Werken entnommen 

sind, habe ich in jedem einzelnen Fall unter genauer Angabe der 

Quelle (einschließlich des Internets sowie anderer digitaler Informationsquellen) 

als Entlehnung kenntlich gemacht.  

Ich nehme zur Kenntnis, dass die nachgewiesene Unterlassung der Herkunfts-

angabe als versuchte Täuschung bzw. als Plagiat gewertet und mit 

entsprechenden Maßnahmen geahndet wird. 

 

 

Lüneburg, den 12.07.2010    __________________ 

      Katja Burkhardt 

 

 




